Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/3804 
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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu den Übereinkommen 

vom 27. November 1990 über den Beitritt der Itaiienischen Republik, 
vom 25. Juni 1991 über den Beitritt des Königreichs Spanien und 
vom 25. Juni 1991 über den Beitritt der Portugiesischen Republik 
zu dem Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 
(Gesetz zu Beitritten zum Schengener Übereinkommen) 


A. Zielsetzung 

Das Übereinkommen vom 19. Juni 1990 regelt die vollständige Auf- 
hebung aller Personenkontrollen an den Binnengrenzen der Vertrags- 
staaten sowie die Ausgleichsmaßnahmen, die notwendig sind, damit 
Sicherheitseinbußen durch den Verzicht auf Grenzkontrollen im Inter- 
esse der Bürger nicht entstehen. In Artikel 140 sieht das Übereinkom- 
men vor, daß jeder Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft 
diesem Übereinkommen beitreten kann. Der Beitritt wird in einem 
Übereinkommen zwischen diesem Staat und den Vertragsparteien 
geregelt. Mit dem am 27. November 1990 Unterzeichneten Überein- 
kommen ist die Italienische Republik, mit den jeweils am 25. Juni 1 991 
Unterzeichneten Übereinkommen sind das Königreich Spanien und 
die Portugiesische Republik dem Übereinkommen von 1990 bei- 
getreten. 

B. Lösung 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Voraussetzungen 
für die Ratifizierung der o. a. Übereinkommen geschaffen werden. Die 
Übereinkommen vom 27. November 1990 und vom 25. Juni 1991 
bedürfen nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes als 
Voraussetzung für die Hinterlegung der Ratifikationsurkunde der Mit- 
wirkung der gesetzgebenden Körperschaften in Form eines Bundes- 
gesetzes. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Zusätzliche Kosten entstehen in Höhe der erforderlichen Aufwendun- 
gen für räumliche Veränderungen in den von den Schengen-Organen 
genutzten Gebäuden sowie durch die Einstellung von spanischem, 
italienischem und portugiesischem Personal bei den Schengen-Orga- 
nen. Dem Bund werden durch die Beitritte jährlich Mehrkosten in Höhe 
von ca. 370 000 DM für das Schengen-Sekretariat entstehen. Für das 
Schengener Informationssystem sind die Beitritte kostenneutral. 
Inwieweit die Beitritte sich kostenmäßig auf die anderen Ausgleichs- 
maßnahmen auswirken werden, ist zur Zeit noch nicht bezifferbar. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (32) - 680 17 - Sehe 5/92 Bonn, den 23. November 1992 


An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu den Übereinkommen vom 27. November 1990 über den 
Beitritt der Italienischen Republik, vom 25. Juni 1991 über den Beitritt des 
Königreichs Spanien und vom 25. Juni 1991 über den Beitritt der Portugie- 
sischen Republik zu dem Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 
(Gesetz zu Beitritten zum Schengener Übereinkommen) mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 646. Sitzung am 25. September 1992 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie 
aus Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf 

Gesetz 

zu den Übereinkommen 

vom 27. November 1990 über den Beitritt der itaiienischen Repubiik, 
vom 25. Juni 1991 über den Beitritt des Königreichs Spanien und 
vom 25. Juni 1991 über den Beitritt der Portugiesischen Repubiik 
zu dem Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 
(Gesetz zu Beitritten zum Schengener Übereinkommen) 

Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Den folgenden Übereinkommen wird zugestimmt: 

1 . dem in Paris am 27. November 1990 von der Bundes- 
republik Deutschland Unterzeichneten Übereinkommen 
über den Beitritt der Italienischen Republik zu dem am 
19. Juni 1990 in Schengen Unterzeichneten Überein- 
kommen zur Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierun- 
gen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen Abbau der Kon- 
trollen an den gemeinsamen Grenzen (BGBl. 19 ii 
S. ) sowie der gemeinsamen Erklärung zu den 
Artikeln 2 und 3 und den in der Schlußakte vom 
27. November 1990 enthaltenen Erklärungen, 

2. dem in Bonn am 25. Juni 1991 von der Bundesrepublik 
Deutschland Unterzeichneten Übereinkommen über 
den Beitritt des Königreichs Spanien zu dem am 
19. Juni 1990 in Schengen Unterzeichneten Überein- 
kommen zur Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierun- 
gen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen Abbau der Kon- 
trollen an den gemeinsamen Grenzen, dem die Italieni- 
sche Republik mit dem am 27. November 1990 in Paris 


Unterzeichneten Übereinkommen beigetreten ist, sowie 
den in der Schlußakte vom 25. Juni 1991 enthaltenen 
Erklärungen, 

3. dem in Bonn am 25. Juni 1991 von der Bundesrepublik 
Deutschland Unterzeichneten Übereinkommen über 
den Beitritt der Portugiesischen Republik zu den am 
19. Juni 1990 in Schengen Unterzeichneten Überein- 
kommen zur Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierun- 
gen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, .der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen Abbau der Kon- 
trollen an den gemeinsamen Grenzen, dem die Italieni- 
sche Republik mit dem am 27. November 1990 in Paris 
Unterzeichneten Übereinkommen beigetreten ist, sowie 
den In der Schlußakte vom 25. Juni 1991 enthaltenen 
Erklärungen. 

Die Übereinkommen mit Schlußakten und die unter Num- 
mer 1 genannte gemeinsame Erklärung werden nachste- 
hend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1 ) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Übereinkommen nach Arti- 
kel 140 des Übereinkommens vom 19. Juni 1990 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft treten, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

I. Allgemeines 

Am 14. Juni 1985 haben die Regierungen der Benelux- 
Staaten, Frankreichs und der Bundesrepublik Deutschland 
in dem luxemburgischen Ort Schengen ein Übereinkom- 
men geschlossen, das an den gemeinsamen Binnengren- 
zen dieser Staaten den Abbau der Personen kontrol len und 
der Kontrollen des mit dem Personenverkehr verbundenen 
Warenverkehrs mit dem Ziel einer vollständigen Beseiti- 
gung der Kontrollen vorsieht. 

Ziel des am 19. Juni 1990 in Schengen Unterzeichneten 
Übereinkommens ist es, in Europa einen Raum ohne 
Binnengrenzen zu schaffen, ohne daß Sicherheitsein- 
bußen entstehen. Zu diesem Zweck sieht das Überein- 
kommen zahlreiche Ausgleichsmaßnahmen vor. In seinem 
Artikel 140 sieht das Übereinkommen vor, daß jeder Mit- 
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaft diesem Über- 
einkommen beitreten kann. Der Beitritt wird in einem Über- 
einkommen zwischen diesem Staat und den Vertragspar- 
teien geregelt. Am 27. November 1990 ist Italien, am 
25. Juni 1991 sind Spanien und Portugal dem Überein- 
kommen beigetreten. 

Die Bundesregierung hat am 12. Februar 1992 den Ent- 
wurf eines Gesetzes zu dem Schengener Übereinkommen 
vom 19. Juni 1990 betreffend den schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen verabschiedet 
und den gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet. 

Nach dem Willen der Vertragsparteien soll das Abkommen 
für alle Schengen-Partner ab dem 1 . Januar 1 993 anwend- 


bar sein. Dazu ist gemäß Artikel 140 Abs. 2 des Überein- 
kommens vom 19. Juni 1990 erforderlich, daß die Ratifika- 
tionsurkunden der Beitrittsübereinkommen am 30. Novem- 
ber 1992 hinterlegt werden. Schon jetzt nehmen alle 
Schengen-Staaten gleichberechtigt an der Entscheidungs- 
findung teil. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Auf die Übereinkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da sie sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 
des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem die Übereinkom- 
men über die Beitritte nach Artikel 140 des Übereinkom- 
mens vom 19. Juni 1990 für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 

III. Schlußbemerkung 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, 
besonders auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 
erwarten. 
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Übereinkommen 

über den Beitritt der Italienischen Republik 
zu dem am 19. Juni 1990 in Schengen Unterzeichneten Übereinkommen 
zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen 

Accord 

d’adhesion de la Republique italienne 
ä la Convention d’application de l’Accord de Schengen du 14 juin 1985 
entre les Gouvernements des Etats de l’Union economique Benelux, 
de la Republique föderale d’Allemagne et de la Republique frangaise 
relatif ä la Suppression graduelle des contröles aux frontieres communes 
signee ä Schengen le 19 juin 1990 

Accordo 

di adesione della Repubblica italiana 

alla Convenzione di applicazione dell’Accordo di Schengen del 14 giugno 1985 
tra i Governi degli Stati dell’Unione economica Benelux, 
della Repubblica federale di Germania e della Repubblica francese 
relativa all’eliminazione graduale dei controlli alle frontiere comuni 
firmata a Schengen il 19 giugno 1990 


Das Königreich Belgien, die Bundesrepu- 
blik Deutschland, die Französische Repu- 
blik, das Großherzogtum Luxemburg und 
das Königreich der Niederlande, Vertrags- 
parteien des am 19. Juni 1990 In Schengen 
Unterzeichneten Übereinkommens zur 
Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der Benelux-Wirt- 
schaftsunion, der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik 


Le Royaume de Belglque, la Röpublique 
fedörale d’Allemagne, la Röpublique fran- 
gaise, le Grand-Duchö de Luxembourg et le 
Royaume des Pays-Bas, Parties ä la 
Convention d’application de l’Accord de 
Schengen du 1 4 juin 1 985 entre les Gouver- 
nements des Etats de l’Union economique 
Benelux, de la Röpublique föderale d’Alle- 
magne et de la Röpublique frangaise relatif 
ä la Suppression graduelle des contröles 
aux frontiöres communes signöe ä Schen- 


II Regno del Belgio, la Repubblica fede- 
rale di Germania, la Repubblica francese, il 
Granducato di Lussemburgo e il Regno dei 
Paesi Bassi, Parti della Convenzione di 
applicazione dell’Accordo di Schengen del 
14 giugno 1985 tra i Governi degli Stati 
deirunione economica Benelux, della 
Repubblica federale dl Germania e della 
Repubblica francese relative all’elimina- 
zione graduale dei controlli alle frontiere 
comuni, firmata a Schengen il 19 giugno 
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betreffend den schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
nachfolgend „das Übereinkommen von 
1990“ genannt, einerseits 

und die Italienische Republik anderer- 
seits - 

angesichts der Unterzeichnung am 
siebenundzwanzigsten November neun- 
zehnhundertneunzig in Paris des Protokolls 
über den Beitritt der Regierung der Italieni- 
schen Republik zu dem Übereinkommen 
von Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen 
den Regierungen der Staaten der Benelux- 
Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Repu- 
blik betreffend den schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 

gestützt auf Artikel 140 des Übereinkom- 
mens von 1990, 

sind wie folgt übereingekommen: 


Artikel 1 

Durch dieses Übereinkommen tritt die Ita- 
lienische Republik dem Übereinkommen 
von 1990 bei. 


Artikel 2 

(1) Für die Italienische Republik sind die 
Beamten nach Artikel 40 Absatz 4 des 
Übereinkommens von 1990: die Beamten 
und Hilfsbeamten der kriminalpolizeilichen 
Abteilungen der nationalen Polizei („Polizia 
di Stato“), der „Arma dei Carabinieri" und, 
beschränkt auf die Bereiche der Falsch- 
münzerei, des unerlaubten Verkehrs mit 
Betäubungsmittel, des unerlaubten Handels 
mit Waffen und Sprengstoffen und des 
unerlaubten Verkehrs mit giftigen und 
schädlichen Abfällen, der „Guardia di 
Finanza“, sowie, unter den in geeigneten 
bilateralen Vereinbarungen nach Artikel 40 
Absatz 6 des Übereinkommens von 1990 
festgelegten Bedingungen in bezug auf ihre 
Befugnisse im Bereich des unerlaubten 
Verkehrs mit Betäubungsmitteln, des uner- 
laubten Handels mit Waffen und Spreng- 
stoffen und des unerlaubten Verkehrs mit 
giftigen und schädlichen Abfällen, die Zoll- 
beamten. 

(2) Für die Italienische Republik ist die 
Behörde nach Artikel 40 Absatz 5 des Über- 
einkommens von 1 990: Die Zentraldirektion 
der Kriminalpolizei des Ministeriums des 
Innern. 


Artikel 3 

(1) Für die Italienische Republik sind die 
Beamten nach Artikel 41 Absatz 7 des 
Übereinkommens von 1990: die Beamten 
und Hilfsbeamten der kriminalpolizeilichen 
Abteilungen der nationalen Polizei („Polizia 
di Stato“), der „Arma dei Carabinleri“ und, 
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gen le 19 juin 1990, ci-apres denommöe «la 
Convention de 1990», d’une part. 


et la Republique italienne, d’autre part. 


Eu egard ä la signature du Protocole 
d’adhösion du Gouvernement de la Repu- 
blique italienne ä l’Accord de Schengen du 
14 juin 1985 entre les Gouvernements des 
Etats de l’Union öconomique Benelux, de la 
Republique föderale d’Allemagne et de la 
Röpublique frangaise relatif ä la Suppres- 
sion graduelle des contröles aux frontiöres 
communes, intenrenue ä Paris le vingt-sept 
novembre mil neuf cent quatre-vingt-dix. 


Se fondant sur l’article 140 de la Conven- 
tion de 1990, 

sont convenus de ce qui suit: 


Article premier 

Par le present Accord, la Röpubtique ita- 
lienne adhere ä la Convention de 1990. 


Article 2 

1. Les agents visäs ä l’article 40 para- 
graphe 4 de la Convention de 1 990 sont, en 
ce qui concerne la Röpublique italienne: les 
officiers et agents de police judiciaire appar- 
tenant ä la Polizia di Stato et ä l’Arma dei 
Carabinieri, et en ce qui concerne leurs 
attributions touchant ä la fausse monnaie, 
au trafic illicite de stupöfiants et substances 
psychotropes, au trafic d’armes et d’explo- 
sifs, et au transport illicite de dächets toxi- 
ques et nuisibles, les officiers et agents de 
Police judiciaire appartenant ä la Guardia di 
Finanza, ainsi que, dans les conditions 
fixees par accords bilatöraux appropriös 
visös ä l’article 40 paragraphe 6 de la 
Convention de 1990, en ce qui concerne 
leurs attributions touchant au trafic illicite de 
stupeflants et substances psychotropes, au 
trafic d’armes et d’explosifs, et au transport 
illicite de döchets toxiques et nuisibles, les 
agents des douanes. 

2. L’autorite visee ä l’article 40 para- 
graphe 5 de la Convention de 1990 est, en 
ce qui concerne la Röpublique italienne la 
Direction Centrale de la Police Criminelle du 
Ministere de t’lntörieur. 


Article 3 

1. Les agents visös ä I’article 41 para- 
graphe 7 de la Convention de 1990 sont, en 
ce qui concerne la Republique italienne: les 
officiers et agents de police judiciaire appar- 
tenant ä la Polizia di Stato et ä l’Arma dei 
Carabinieri, et, en ce qui concerne leurs 


1990, qui di seguito indicata «la Conven- 
zione dei 1990», da un lato. 


e la Repubblica italiana, d’altro lato, 


Considerata ta firma dei Protocollo di 
adesione dei Governo della Repubblica ita- 
liana all’Accordo di Schengen dei 14 giugno 
1985 tra i Governi degli Stati dell’Unione 
economica Benelux, della Repubblica föde- 
rale di Germania e della Repubblica fran- 
cese relative aireliminazione graduale dei 
controlli alle frontiere comuni, awenuta a 
Parigi, il ventisette novembre millenovecen- 
tonovanta. 

\ 

Fondandosi suH’articolo 140 della Con- 
venzlone dei 1990, 

hanno convenuto quanto segue; 


Articolo 1 

Con il presente Accordo, la Repubblica 
italiana aderisce alla Convenzione dei 
1990. 


Articolo 2 

1 . Gli agenti di cui all’articolo 40 paragrafo 
4 della Convenzione dei 1990 sono, per 
quanto riguarda la Repubblica italiana: gli 
ufficiali e gli agenti di polizia giudiziaria 
appartenenti alla Polizia di Stato e all’Arma 
dei Carabinieri, e, per quanto riguarda le 
attribuzioni concernenti denaro falso, il traf- 
fico illecito di stupefacenti e sostanze psico- 
trope, il traffico di armi e di esplosivi nonche 
il trasporto illecito di rifiuti tossici e nocivi, gli 
ufficiali e gli agenti di polizia giudiziaria 
appartenenti alla Guardia di Finanza, non- 
che, alle condizioni stabilite dagti accordi 
bilateral! appropriati di cui all’articolo 40 
paragrafo 6 della Convenzione dei 1990, gli 
agenti di dogana per quanto riguarda le 
attribuzioni concernenti il traffico illecito di 
stupefacenti e sostanze psicotrope, il traf- 
fico di armi e di esplosivi ed il trasporto 
illectio di rifiuti tossici e nocivi. 


2. L’autoritä di cui all 'articolo 40 paragrafo 
5 della Convenzione dei 1990 ö, per la 
Repubblica italiana: la Direzione Centrale 
della Polizia Criminale dei Ministro dell’ln- 
terno. 


Articolo 3 

1. Gli agenti di cui all’articolo 41 para- 
grafo 7 della Convenzione dei 1990 sono, 
per quanto riguarda la Repubblica italiana: 
gli ufficiali e gli agenti di polizia giudiziaria 
appartenenti alla Polizia di Stato e all’Armä 
dei Carabinieri, e, per quanto riguarda le 
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beschränkt auf die Bereiche der Falsch- 
münzerei, des unerlaubten Verkehrs mit 
Betäubungsmitteln, des unerlaubten Han- 
dels mit Waffen und Sprengstoffen und des 
unerlaubten Verkehrs mit giftigen und 
schädlichen Abfällen, der „Guardia di 
Finanza“, sowie, unter den in geeigneten 
bilateralen Vereinbarungen nach Artikel 41 
Absatz 10 des Übereinkommens von 1990 
festgelegten Bedingungen in bezug auf ihre 
Befugnisse im Bereich des unerlaubten 
Verkehrs mit Betäubungsmitteln, des uner- 
laubten Handels mit Waffen und Spreng- 
stoffen und des unerlaubten Verkehrs mit 
giftigen und schädlichen Abfällen, die Zoll- 
beamten. 

(2) Bei der Unterzeichnung dieses Über- 
einkommens geben die Regierung der 
Französischen Republik und die Regierung 
der Italienischen Republik eine Erklärung 
ab, in der sie die Modalitäten der Ausübung 
des Nacheilerechts in ihrem Hoheitsgebiet 
nach Maßgabe des Artikels 41 Absätze 2, 3 
und 4 des Übereinkommens von 1990 fest- 
legen. 


Artikel 4 

Für die Italienische Republik Ist das 
zuständige Ministerium nach Artikel 65 
Absatz 2 des Übereinkommens von 1990: 
Das Ministerium der Justiz. 


Artikel 5 

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der 
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. 
Die Ratifikatlons-, Annahme- oder Geneh- 
migungsurkunden werden bei der Regie- 
rung des Großherzogtums Luxemburg hin- 
terlegt; diese notifiziert die Hinterlegung 
allen Vertragsparteien. 

(2) Dieses Übereinkommen tritt in Kraft 
am ersten Tag des zweiten Monats nach 
Hinterlegung der letzten Ratifikatlons-, 
Annahme- oder Genehmigungsurkunde 
und frühestens beim Inkrafttreten des Über- 
einkommens von 1990. 

(3) Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg notifiziert allen Vertragsparteien 
das Datum des Inkrafttretens. 


Artikel 6 

(1) Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung der 
Italienischen Republik eine beglaubigte 
Abschrift des Übereinkommens von 1990 in 
deutscher, französischer und niederlän- 
discher Sprache. 

(2) Der Wortlaut des Übereinkommens 
von 1 990 in italienischer Sprache ist diesem 
Übereinkommen beigefügt und ist gleicher- 
maßen verbindlich wie der ursprüngliche 


attributions touchant ä la fausse monnaie, 
au trafic illicite de stupäfiants et substances 
psychotropes, au trafic d’ armes et d’explo- 
sifs, et au transport illicite de dächets toxi- 
ques et nuisibles, les officiers et agents de 
Police judiciaire appartenant ä la Guardia di 
Finanza, ainsi que, dans les conditions 
fixees par accords bilatäraux appropriäs 
visäs ä l’article 41 paragraphe 10 de la 
Convention de 1990, en ce qui concerne 
leurs attributions touchant au trafic illicite de 
stupäfiants et substances psychotropes, au 
trafic d’armes et d’explosifs, et au transport 
illicite de dächets toxiques et nuisibles, les 
agents des douanes. 

2. Au moment de la signature du present 
Accord le Gouvernement de la Räpublique 
frangaise et le Gouvernement de la Räpubli- 
que italienne font chacun une däciaration 
dans laquelle ils däfinissent, sur la base des 
dispositions des paragraphes 2, 3 et 4 de 
l’article 41 de la Convention de 1990, les 
modalitäs d’exercice de la poursuite sur leur 
terrltoire. 


Article 4 

Le ministere compätent visä ä l’article 65 
paragraphe 2 de la Convention de 1 990 est, 
en ce qui concerne la Räpublique italienne 
le Ministere de la Justice. 


Article 5 

1 . Le präsent Accord sera soumis ä ratifi- 
cation, approbation ou acceptation. Les Ins- 
truments de ratification, d’approbation ou 
d 'acceptation seront däposäs aupräs du 
Gouvernement du Grand-Duchä de Luxem- 
bourg; celui-ci notifie le däpöt ä toutes les 
Parties Contractantes. 

2. Le present Accord entrera en vigueur 
le Premier jour du deuxiäme mois qui suit le 
depöt du dernier Instrument de ratification, 
d’approbation ou d’acceptation, et au plus 
tot le jour de l’enträe en vigueur de la 
Convention de 1990. 

3. Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg notifie la date de l’enträe en 
vigueur ä chacune des Parties Contrac- 
tantes. 


Article 6 

1. Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg remet au Gouvernement de la 
Republique italienne une copie certifiee 
conforme de la Convention de 1 990 en lan- 
gues allemande, frangaise et näerlandaise. 

2. Le texte de la Convention de 1990, 
etabli en langue italienne, est annexä au 
present Accord et fait foi dans les mämes 
conditions que les textes originaux de la 


attribuzloni concernenti denaro falso, il traf- 
fico illecito di stupefacenti e sostanze psico- 
trope, il traffico di armi e di esplosivi nonchä 
il trasporto illecito di rifiuti tossici e nocivi, gli 
ufficiali e gli agenti di polizia giudiziaria 
appartenenti alla Guardia di Finanza, non- 
chä, alle condizioni stabilite dagli accordi 
bilateral! appropriati di cui all’articolo 41 
paragrafo 10 della Convenzione del 1990, 
gli agenti di dogana per quanto riguarda le 
attrlbuzioni concernenti il traffico illecito di 
stupefacenti e sostanze psicotrope, II traf- 
fico di armi e di esplosivi ed il trasporto 
illecito di rifiuti tossici e nocivi. 


2. AH’atto della firma del presente 
Accordo, il Governo della Repubblica fran- 
cese e il Governo della Repubblica italiana 
formulano ognuno una dichiarazione nella 
quäle definiscono, sulla base delle disposi- 
zioni del paragrafi 2, 3 e 4 dell’articolo 41 
della Convenzione del 1 990, le modalitä di 
esercizio dell’lnseguimento sul proprio terri- 
torio. 


Articolo 4 

II Ministro competente di cui all' Articolo 
65 paragrafo 2 della Convenzione del 1990 
e, per la Repubblica italiana, il Ministero di 
Grazia e Giustizia. 


Articolo 5 

1 . II presente Accordo e soggetto a rati- 
fica, approvazione o accettazione. Gli stru- 
menti di ratifica, approvazione o accetta- 
zione saranno depositati presso il Governo 
del Granducato di Lussemburgo; quest’ul- 
tlmo notlficherä il deposito a tutte le Parti 
contraenti. 

2. II presente Accordo entrera in vigore il 
primo giorno del secondo mese successivo 
al deposito dell’ ultimo strumento di ratifica, 
approvazione o accettazione, ma non prima 
del giorno dell’entrata in vigore della Con- 
venzione del 1990. 

3. II Governo del Granducato di Lussem- 
burgo notifica la data dell’entrata in vigore a 
ciascuna delle Parti contraenti. 


Articolo 6 

1.11 Governo del Granducato di Lussem- 
burgo rimette al Governo della Repubblica 
italiana copia conforme della Convenzione 
del 1990 nelle lingue tedesca, francese e 
olandese. 

2. II testo della Convenzione del 1990, 
nella versione in lingua italiana, viene alle- 
gato al presente Accordo e fa fede alle 
Stesse condizioni dei testi originali della 
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Wortlaut des Übereinkommens von 1990 in 
deutscher, französischer und niederlän- 
discher Sprache. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu 
gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
Übereinkommen unterschrieben. 


Geschehen zu Paris, am siebenund- 
zwanzigsten November neunzehnhundert- 
neunzig, in deutscher, französischer, italie- 
nischer und niederländischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen ver- 
bindlich ist, in einer Urschrift, die bei der 
Regierung des Großherzogtums Luxem- 
burg hinterlegt wird, diese übermittelt jeder 
Vertragspartei eine beglaubigte Abschrift. 


Convention de 1990 etablis en langues alle- 
mande, frangaise et neerlandaise. 

En foi de quoi, les soussignes, düment 
autorises ä cet effet, ont appose leurs si- 
gn atures au bas du present Accord. 


Fait ä Paris, le vingt-sept novembre mil 
neuf Cent quatre-vingt-dix, en langues alle- 
mande, frangaise, italienne et näerlandaise, 
les quatre textes faisant ägalement foi, en 
un exemplaire original qui sera döposä 
dans les archives du Gouvernement du 
Grand-Duchö de Luxembourg, qui remettra 
une copie certlfiäe conforme ä chacune des 
Parties Contractantes. 


Convenzione nelle versioni in lingua 
tedesca, francese e olandese. 

In fede dl che, I sottoscrittl, debitamente 
autorizzati, hanno apposto ia ioro firma in 
calce al presente Accordo. 


Fatto a Parigi, il ventisette novembre mil- 
lenovecentonovanta, nelle lingue tedesca, 
francese, italiana e olandese, i quattro testi 
facenti ugualmente fede, in un esemplare 
originale, che verrä depositato presso gli 
archivi del Governo del Granducato di Lus- 
semburgo, il quäle ne rimetterä copia con- 
forme a ciascuna delle Parti contraenti. 


Für die Regierung des Königreichs Belgien 
Pour le Gouvernement du Royaume de Belgique 
Per il Governo def Regno del Belgio 
Paul de Keersmaeker 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Pour le Gouvernement de Ia Republique föderale d’Allemagne 
Per il Governo della Repubblica föderale di Germania 
Lutz G. Stavenhagen 

Für die Regierung der Französischen Republik 
Pour le Gouvernement de Ia Republique frangaise 
Per il Governo della Repubblica francese 
Elisabeth Guigou 

Für die Regierung der Italienischen Republik 
Pour le Gouvernement de ia Republique italienne 
Per il Governo della Repubblica italiana 
C. Martelli 

Für die Regierung des Großherzogtums Luxemburg 
Pour le Gouvernement du Grand-Duche de Luxembourg 
Per il Governo del Granducato di Lussemburgo 
Georges Wohlfart 

Für die Regierung des Königreichs der Niederlande 
Pour le Gouvernement du Royaume des Pays-Bas 
Per il Governo del Regno dei Paesi Bassi 
Pieter Dankert 
Aad KostO 
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i. Bel der Unterzeichnung des Übereinkom- 
mens über den Beitritt der Italienischen 
Republik zu dem am 19. Juni 1990 in 
Schengen Unterzeichneten Übereinkom- 
men zur Durchführung des Übereinkom- 
mens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der 
Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen 
Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen macht sich die Italienische Repu- 
blik die Schlußakte, das Protokoll und die 
Gemeinsame Erklärung der Minister und 
Staatssekretäre, die bei der Unterzeich- 
nung des Übereinkommens von 1 990 unter- 
zeichnet wurden, zu eigen. 

Die Italienische Republik schließt sich den 
darin enthaltenen gemeinsamen Erklärun- 
gen an und nimmt die darin enthaltenen 
einseitigen Erklärungen entgegen. 

Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung der 
Italienischen Republik eine beglaubigte 
Abschrift der Schlußakte, des Protokolls 
und der Gemeinsamen Erklärung, die bei 
der Unterzeichnung des Übereinkommens 
von 1990 unterzeichnet wurden, in deut- 
scher, französischer und niederländischer 
Sprache. 

Der italienische Wortlaut der Schlußakte, 
des Protokolls und der Gemeinsamen 
Erklärung, die bei der Unterzeichnung des 
Übereinkommens von 1990 unterzeichnet 
wurden, ist dieser Schlußakte beigefügt und 
ist gleichermaßen verbindlich wie der 
ursprüngliche Wortlaut in deutscher, fran- 
zösischer und niederländischer Sprache. 


Schlußakte 
Acte Final 
Atto finale 


I. Au moment de la signature de l’Accord 
d’adhäsion de la Republique italienne ä la 
Convention d’application de l’Accord de 
Schengen du 14 juin 1985 entre les Gouver- 
nements des Etats de TUnion äconomique 
Benelux, de la Röpublique föderale d’Alle- 
magne et de la Röpublique frangaise relatif 
ä la Suppression graduelle des contröles 
aux frontiöres communes, signöe ä Schen- 
gen le 19 juin 1990, la Röpublique italienne 
souscrit ä l’Acte final, au Procös-verbal et ä 
la Declaration commune des Ministres et 
Secrötaires d’Etat signös au moment de la 
signature de la Convention de 1990. 


Elle souscrit aux Döclarations communes et 
prend note des Döclarations unilaterales 
qu’ils contiennent. 


Le Gouvernement du Grand-Duchö de 
Luxembourg remet au Gouvernement de la 
Röpublique italienne une copie certifiöe 
conforme de l’Acte final, du Procös-verbal 
et de la Declaration commune des Ministres 
et Secretaires d’Etat signös au moment de 
la signature de la Convention de 1990, en 
langues allemande, frangaise et neerlan- 
daise. 

Les textes de l’Acte final, du Procös-verbal 
et de la Declaration commune des Ministres 
et Secretaires d’Etat signös au moment de 
la signature de la Convention de 1990, eta- 
blis en langue italienne, sont annexös au 
präsent Acte final et font foi dans les memes 
conditions que les textes originaux ötablis 
en langues allemande, frangaise et neerlan- 
daise. 


I. In occasione della firma dell’Accordo di 
adesione della Repubblica italiana alla Con- 
venzione di applicazione dell’Accordo di 
Schengen del 14 giugno 1985 tra I Governi 
degli Stati dell’Unione economica Benelux, 
della Repubblica föderale di Germania e 
della Repubblica francese relative all’elimi- 
nazione graduale dei controlli alle frontiere 
comuni, firmata a Schengen il 19 giugno 
1990, la Repubblica italiana accetta l’Atto 
finale, il Processo-verbale e la Dichiara- 
zione comune dei Ministri e Segretari di 
Stato, firmati al momento della firma della 
Convenzione del 1990. 


Essa accetta le Dichiarazioni comuni e 
prende nota delle Dichiarazioni unilaterali in 
essi contenute. 

II Governo del Granducato di Lussemburgo 
rimette al Governo della Repubblica italiana 
copia conforme dell’Atto finale, del Pro- 
cesso-verbale e della Dichiarazione 
comune dei Ministri e Segretari di Stato 
firmati in occasione della firma della Con- 
venzione del 1990, nelle lingue tedesca, 
francese e olandese. 

I testi dell’Atto finale, del Processo-verbale 
e della Dichiarazione comune dei Ministri e 
Segretari di Stato firmati in occasione della 
firma della Convenzione del 1990, nella ver- 
sione in lingua italiana, sono annessi al 
presente Atto finale e fanno fede alle stesse 
condizioni dei testi original! nelle lingue 
tedesca, francese e olandese. 
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II. Bei der Unterzeichnung des Überein- 
kommens über den Beitritt der Italienischen 
Republik zu dem Übereinkommen zur 
Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der Benelux-Wirt- 
schaftsunion, der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen 
haben die Vertragsparteien die folgenden 
Erklärungen angenommen: 


1 . Gemeinsame Erklärung zu Artikel 5 des 
Beitrittsübereinkommens 

Die Unterzeichnerstaaten unterrichten sich 
schon vor Inkrafttreten des Beitrittsüberein- 
kommens über alle Umstände, die für die 
Vertragsmaterie des Übereinkommens von 
1990 und für die Inkraftsetzung des Bei- 
trittsübereinkommens von Bedeutung sind. 


Das Beitrittsübereinkommen wird erst in 
Kraft gesetzt, wenn die Voraussetzungen 
der Anwendung des Übereinkommens von 
1990 bei den Unterzeichnerstaaten des Bei- 
trittsübereinkommens gegeben sind und die 
Kontrollen an den Außengrenzen tatsäch- 
lich durchgeführt werden. 


2. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 9 
Absatz 2 des Übereinkommens von 1990 

Die Vertragsparteien stellen fest, daß zum 
Zeitpunkt der Unterzeichnung des Überein- 
kommens über den Beitritt der Italienischen 
Republik zu dem Übereinkommen von 1 990 
als gemeinsame Sichtvermerksregelung 
nach Artikel 9 Absatz 2 des Übereinkom- 
mens von 1990 die ab dem 19. Juni 1990 
zwischen den fünf Unterzeichnerstaaten 
des Übereinkommens von 1990 ange- 
wandte gemeinsame Sichtvermerksrege- 
lung gilt. 


3. Gemeinsame Erklärung zum Daten- 
schutz 

Die Vertragsparteien nehmen zur Kenntnis, 
daß die Regierung der Italienischen Repu- 
blik sich verpflichtet, vor der Ratifizierung 
des Übereinkommens über den Beitritt zu 
dem Übereinkommen von 1990 alle erfor- 
derlichen Initiativen zu ergreifen, um das 
Italienische Recht entsprechend dem Über- 
einkommen des Europarates über den 
Schutz des Menschen bei der automati- 
schen Verarbeitung personenbezogener 
Daten vom 28. Januar 1981 und unter 
Beachtung der Empfehlung R (87) 15 des 
Ministerausschusses des Europarates über 
die Nutzung personenbezogener Daten im 
Polizeibereich vom 17. September 1987 
dahingehend zu ergänzen, daß die Artikel 
117 und 126 und die sonstigen daten- 
schutzrechtlichen Bestimmungen des Über- 
einkommens von 1990 in vollem Umfang 
angewandt werden, mit dem Ziel, einen den 
einschlägigen Bestimmungen des Überein- 


II. Au moment de la signature de l’Accord 
d’adhöslon de la Röpublique italienne ä la 
Convention d’application de l’Accord de 
Schengen du 14 juin 1985 entre les Gouver- 
nements des Etats de 1’ Union öconomique 
Benelux, de la Räpublique föderale d’Alle- 
magne et de la Röpublique frangaise relatif 
ä la Suppression graduelle des contröles 
aux frontieres communes, signöe ä Schen- 
gen le 19 juin 1990, les Parties Contrac- 
tantes ont adoptö les Döclarations sul- 
vantes: 


1. Declaration commune concernant l’arti- 
cle 5 de l’Accord d'adhösion. 

Les Etats signataires s’informent mutuelle- 
ment, des avant Tentröe en vigueur de l’Ac- 
cord d'adhösion, de toutes les circons- 
tances qui revetent une importance pour 
les matieres visöes par la Convention de 
1990 et pour la mise en vigueur de l’Accord 
d’adhesion. 

L’Accord d’adhäsion ne sera mis en vigueur 
que lorsque les conditions präalabies ä 
l’application de la Convention de 1990 se- 
ront remplies dans tous les Etats signa- 
taires de l’Accord d’adhösion et que les 
contröles aux frontiöres extörieures seront 
effectifs. 


2. Döclaration commune concernant l’arti- 
cle9 paragraphe 2 de la Convention de 
1990. 

Les Parties Contractantes pröcisent qu’au 
moment de la signature de l’Accord d’adhö- 
sion de la Republique Italienne ä la Conven- 
tion de 1990, le rögime commun de Visa 
auquel se refere Tarticle 9 paragraphe 2 de 
la Convention de 1 990 s’entend du regime 
commun aux cinq Parties Signataires de 
ladite Convention applique ä partir du 
19 juin 1990. 


3. Declaration commune concernant la pro- 
tection des donnees. 

Les Parties Contractantes prennent acte de 
ce que le Gouvernement de la Republique 
italienne s’engage ä prendre, avant la ratifi- 
cation de l’Accord d’adhösion ä la Conven- 
tion de 1990, toutes les initiatives nöces- 
saires pour que la lögislation italienne soit 
complötöe conformöment ä la Convention 
du Conseil de l’Europe du 28 janvier 1981 
pour la protection des personnes ä l’egard 
du traitement automatisö des donnöes ä 
caractere personnel, et dans le respect de 
la Recommandation R (87) 15 du 17 sep- 
tembre 1987 du Comite des Ministres du 
Conseil de l’Europe visant ä röglementer 
Tutilisation des donnees ä caractere per- 
sonnel dans le secteur de la police, afin de 
donner entiere application aux dispositions 
des articles 1 17 et 126 de la Convention de 
1990 et aux autres dispositions de ladite 
Convention relatives ä la protection des 
donnöes ä caractere personnel, dans le but 


II. In occasione della firma dell’Accordo di 
adesione della Repubblica italiana alla Con- 
venzione di applicazione dell’Accordo di 
Schengen del 14 giugno 1985 tra i Governi 
degli Stati dell’Unione economica Benelux, 
della Repubblica federale di Germania e 
della Repubblica francese relative all’elimi- 
nazione graduale dei controlli alle frontiere 
comuni, firmata a Schengen ii 19 giugno 
1990, le Parti contraenti hanno adottato le 
seguenti dichiarazioni: 


1 . Dichiarazione comune relativa all’Articolo 
5 dell’Accordo di adesione. 

Gli Stati firmatari si informano reciproca- 
mente, prima dell’entrata in vigore dell’Ac- 
cordo di adesione, di tutte le circostanze 
che rivestono importanza per le materie 
oggetto della Convenzione del 1990 e per 
l’entrata in vigore dell’Accordo di adesione. 


L’Accordo di adesione entrerä in vigore solo 
quando le condizioni dalle quali dipende 
l’applicazione della Convenzione del 1990 
saranno state realizzate in tutti gli Stati fir- 
matari dell’Accordo di adesione e quando i 
controlli alle frontiere esterne saranno effet- 
tivi. 


2. Dichiarazione comune relativa all’Articolo 
9 paragrafo 2 della Convenzione del 1990. 

Le Parti contraenti precisano che, aH’atto 
della firma dell’Accordo dl adesione della 
Repubblica italiana alla Convenzione del 
1990, il regime comune dei visti, di cui all’ 
Articolo 9, paragrafo 2 della Convenzione 
del 1990, si riferlsce al regime comune ai 
cinque Stati firmatari della suddetta Con- 
venzione, applicato dal 19 giugno 1990. 


3. Dichiarazione comune relativa alla prote- 
zione dei dati. 

Le Parti contraenti prendono atto che il 
Governo della Repubblica italiana s’impe- 
gna ad adottare, prima della ratifica dell’Ac- 
cordo dl adesione alla Convenzione del 
1 990, tutte le inlziative necessarie affinche 
la legislazione italiana venga completata 
conformemente alla Convenzione del Con- 
siglio d’Europa del 28 gennaio 1981 sulla 
protezione delle persone nei riguardi del 
trattamento automatizzato dei dati di natura 
personale, e nel rispetto della raccomanda- 
zione R (87) 15 del 17 settembre 1987 del 
Comitato dei Ministri del Consiglio d’Europa 
tendente a regolamentare l'utilizzazionne 
dei dati di natura personale nel settore della 
polizia, al fine di dare completa applicazione 
alle disposizioni degli articoli 117 e 126 
della Convenzione del 1990 ed alle altre 
disposizioni di tale Convenzione relative 
alla protezione dei dati a carattere perso- 
nale, di modo che sia raggiunto un livello di 
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kommens von 1 990 entsprechenden Daten- 
schutzstandard zu gewährleisten. 


Geschehen zu Paris, am siebenund- 
zwanzigsten November neunzehnhundert- 
neunzig, in deutscher, französischer, italie- 
nischer und niederländischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen ver- 
bindlich Ist, in einer Urschrift, die bei der 
Regierung des Großherzogtums Luxem- 
burg hinterlegt wird; diese übermittelt jeder 
Vertragspartei eine beglaubigte Abschrift. 


de parvenir ä un niveau de protection com- 
patible avec les dispositions pertinentes de 
la Convention de 1990. 


Falt ä Paris, le vingt-sept novembre mil 
neuf Cent quatre-vingt-dix, en langues alle- 
mande, frangaise, italienne et neerlandaise, 
les quatre textes faisant ägalement fol, en 
un exemplaire original qui sera döposä 
dans les archives du Gouvernement du 
Grand-Duchö de Luxembourg, qui remettra 
une copie certifiee conforme ä chacune des 
Parties Contractantes. 


protezione compatibile con le disposizioni 
pertinenti della Convenzione del 1990. 


Fatto a Parigi, il ventisette novembre mil- 
lenovecentonovanta, nelle lingue tedesca, 
francese, italiana e olandese, i quattro testi 
facenti ugualmente fede, in un esemplare 
originale, che verrä depositati negli archivi 
del Governo del Granducato di Lussem- 
burgo, il quäle ne rimetterä copia conforme 
a ciascuna delle Parti contraenti. 


Für die Regierung des Königreichs Belgien 
Pour le Gouvernement du Royaume de Belgique 
Per il Governo del Regno del Belgio 
Paul de Keersmaeker 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Pour le Gouvernement de la Röpublique föderale d’Allemagne 
Per il Governo della Repubblica federale di Germania 
Lutz G. Stavenhagen 

Für die Regierung der Französischen Republik 
Pour le Gouvernement de la Röpublique frangaise 
Per il Governo della Repubblica francese 
Elisabeth Guigou 

Für die Regierung der Italienischen Republik 
Pour le Gouvernement de la Röpublique italienne 
Per il Governo della Repubblica italiana 
C. Martelli 

Für die Regierung des Großherzogtums Luxemburg 
Pour le Gouvernement du Grand-Duchö de Luxembourg 
Per il Governo del Granducato di Lussemburgo 
Georges Wohlfart 

Für die Regierung des Königreichs der Niederlande 
Pour le Gouvernement du Royaume des Pays-Bas 
Per il Governo del Regno del Paesi Bassi 
Pieter Dankert 
Aad KostO 
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Gemeinsame Erklärung zu den Artikeln 2 und 3 des Übereinkommens 
über den Beitritt der Italienischen Republik zu dem Übereinkommen 
zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 

Declaration commune 

relative aux articles 2 et 3 de l’Accord d’adhesion 
de la Republique italienne ä la Convention 
d’application de l’Accord de Schengen du 14 juin 1985 

Dichiarazione comune 

relativa agli articoli 2 e 3 dell’Accordo di adesione 
della Repubblica italiana alla Convenzione di applicazione 
deil’Accordo di Schengen del 14 giugno 1985 


Aus Anlaß der Unterzeichnung des Über- 
einkommens über den Beitritt der Italieni- 
schen Republik zu dem am 19. Juni 1990 in 
Schengen Unterzeichneten Übereinkom- 
men zur Durchführung des Übereinkom- 
mens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der 
Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen 
Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen erklären die Vertragsparteien, daß 
die im italienischen Recht vorgesehenen 
und auf italienischem Hoheitsgebiet ausge- 
übten Zuständigkeiten der „Guardia di 
Finanza“ von den Artikeln 2 Absatz 1 und 3 
Absatz 1 des Übereinkommens über den 
Beitritt unberührt bleiben. 


A l’occasion de la signature de TAccord 
d’adhäsion de la Räpublique italienne ä la 
Convention d’application de l’Accord de 
Schengen du 14 juin 1985 entre les Gouver- 
nements des Etats de 1’ Union äconomique 
Benelux, de la Räpublique fedärale d'Alle- 
magne et de la Räpublique frangaise relatif 
ä la Suppression graduelle des contröles 
aux frontieres communes signäe ä Schen- 
gen le 19 juin 1990, les Parties Contrac- 
tantes däciarent que les articles 2 para- 
graphe 1 et 3 paragraphe 1 dudit Accord ne 
portent pas atteinte aux compätences que 
la Guardia di Finanza tient de la loi italienne 
et exerce sur le territoire Italien. 


In occaslone della firma dell’Accordo di 
adesione della Repubblica italiana alla Con- 
venzione di applicazione dell’Accordo di 
Schengen del 14 giugno 1985 tra i Govemi 
degli Stati dell’Unione economica Benelux, 
della Repubblica federale di Germania e 
della Repubblica francese relative alla sop- 
pressione graduale dei controlli alle fron- 
tiere comuni, firmata a Schengen il 19 giu- 
gno 1990, le Parti contraenti dichiarano che 
gli articoli 2, paragrafo 1 , e 3, paragrafo 1 , 
del suddetto Accordo non arrecano pregiu- 
dizio alle competenze che dehvano dalla 
legge italiana alla «Guardia di Finanza» e 
che essa esercita sui territorio italiano. 
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Übereinkommen 

über den Beitritt des Königreichs Spanien 
zu dem am 19. Juni 1990 in Schengen Unterzeichneten Übereinkommen 
zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 

dem die Italienische Republik 

mit dem am 27. November 1 990 in Paris Unterzeichneten Übereinkommen beigetreten ist 

Accord 

d’adhesion du Royaume d’Espagne 

ä la Convention d’application de l’Accord de Schengen du 14 juin 1985 
entre les Gouvernements des Etats de l’Union economique Benelux, 
de la Republique föderale d’Allemagne et de la Republique frangaise 
relatif ä la suppression graduelle des contröles aux frontieres communes 
signee ä Schengen le 19 juin 1990, 
ä laquelle a adhere la Republique italienne 
par l’Accord signö ä Paris le 27 novembre 1990 

Acuerdo 

de Adhesiön del Reino de Espaha 

al Convenio de Aplicaciön del Acuerdo de Schengen de 14 de Junio de 1985 
entre los Gobiernos de los Estados de la Uniön Econömica Benelux, 
de la Repüblica Federal de Alemania y de la Repüblica Francesa 
relative a la supresiön gradual de los controles en las fronteras comunes, 
firmado en Schengen el 19 de Junio de 1990, 
al cual se adhiriö la Repüblica Italiana 
por el Acuerdo firmado en Paris el 27 de Noviembre de 1990 


Das Königreich Belgien, die Bundesrepu- 
blik Deutschland, die Französische Repu- 
blik, das Großherzogtum Luxemburg und 
das Königreich der Niederlande, Vertrags- 
parteien des am 19. Juni 1990 in Schengen 
Unterzeichneten Übereinkommens zur 
Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14, Juni 1985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der Benelux-Wirt- 
schaftsunion, der Bundesrepublik Deutsch- 


Le Royaume de Belgique, la Republique 
föderale d’Allemagne, la Republique fran- 
gaise, le Grand-Duchö de Luxembourg et le 
Royaume des Pays-Bas, Parties ä la 
Convention d’application de 1’ Accord de 
Schengen du 1 4 juin 1 985 entre les Gouver- 
nements des Etats de I 'Union economique 
Benelux, de la Republique fedörale d’Alle- 
magne et de la Röpublique frangaise relatif 
ä la suppression graduelle des contröles 


El Reino de Belgica, la Repüblica Federal 
de Alemania, la Repüblica Francesa, el 
Gran Ducado de Luxemburgo y el Reino de 
los Paises Bajos, Partes en el Convenio de 
Aplicaciön del Acuerdo de Schengen de 14 
de Junio de 1985, entre los Gobiernos de 
los Estados de la Uniön Econömica Bene- 
lux, de la Repüblica Federal de Alemania y 
de la Repüblica Francesa, relative a la 
supresiön gradual de los controles en las 
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land und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der 
Konrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
nachfolgend „das Übereinkommen von 
1990‘' genannt, sowie die italienische 
Republik, die dem Übereinkommen von 
1990 mit dem am 27. November 1990 in 
Paris Unterzeichneten Übereinkommen bei- 
getreten ist, einerseits 

und das Königreich Spanien andererseits 

angesichts der Unterzeichnung am fünf- 
undzwanzigsten Juni neunzehnhundertein- 
undneunzig in Bonn des Protokolls über 
den Beitritt der Regierung des Königreichs 
Spanien zu dem Übereinkommen von 
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der Benelux-Wirt- 
schaftsunion, der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
in der Fassung des am 27. November 1990 
in Paris Unterzeichneten Protokolls über 
den Beitritt der Regierung der italienischen 
Republik, 

gestützt auf Artikel 140 des Übereinkom- 
mens von 1990, 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Durch dieses Übereinkommen tritt das 
Königreich Spanien dem Übereinkommen 
von 1990 bei. 

Artikel 2 

(1) Für das Königreich Spanien sind die 
Beamten nach Artikel 40 Absatz 4 des 
Übereinkommens von 1990: Die Beamten 
des „Cuerpo Nacionai de Policfa“ und des 
„Cuerpo de la Guardia Civil“ in der Aus- 
übung ihrer kriminalpolizeilichen Aufgaben 
und, unter den in geeigneten bilateralen 
Vereinbarungen nach Artikel 40 Absatz 6 
des Übereinkommens von 1990 festgeleg- 
ten Bedingungen in bezug auf ihre Befug- 
nisse im Bereich des unerlaubten Verkehrs 
mit Betäubungsmitteln, des unerlaubten 
Handels mit Waffen und Sprengstoffen und 
des unerlaubten Verkehrs mit giftigen und 
schädlichen Abfällen, die der Zollverwal- 
tung zugeordneten Beamten. 

(2) Für das Königreich Spanien ist die 
Behörde nach Artikel 40 Absatz 5 des Über- 
einkommens von 1990: „La Direcciön 
General de la Policia“. 

Artikel 3 

(1) Für das Königreich Spanien sind die 
Beamten nach Artikel 41 Absatz 7 des 
Übereinkommens von 1990: Die Beamten 
des „Cuerpo Nacionai de Policia“ und des 
„Cuerpo de la Guardia Civil" in der Aus- 
übung ihrer kriminalpolizeilichen Aufgaben 
und, unter den in geeigneten bilateralen 
Vereinbarungen nach Artikel 41 Absatz 10 


aux frontieres communes signee ä Schen- 
gen le 19 juin 1990, ci-apres denommöe «la 
Convention de 1990», alnsi que la Republl- 
que Italienne qui a adhörö ä ladite Conven- 
tion par l’Accord signö ä Paris le 27 novem- 
bre 1990, d’une pari. 


et le Royaume d’Espagne, d’autre pari, 

Eu egard ä la signature, intervenue ä 
Bonn le vingt-cinq juin mil neuf cent quatre- 
vingt-onze, du Protocole d’adhösion du 
Gouvernement du Royaume d’Espagne ä 
l’Accord de Schengen du 14 juin 1985 entre 
les Gouvernements des Etats de l’Union 
öconomique Benelux, de la Röpublique fö- 
derale d’Allemagne et de la Röpublique 
frangaise relatif ä la suppression graduelle 
des contröles aux frontiäres communes, tel 
qu’amende par le Protocole d’adhöslon du 
Gouvernement de la Röpublique italienne 
signö ä Paris le 27 novembre 1990, 


Se fondant sur l’artlcle 1 40 de la Conven- 
tion de 1990, 

sont convenus de ce qui suit: 

Article premier 

Par le präsent Accord, le Royaume d’Es- 
pagne adhere ä la Convention de 1 990. 


Article 2 

1 . Les agents vises ä l’article 40 para- 
graphe 4 de la Convention de 1990 sont, en 
ce qui concerne le Royaume d’Espagne: les 
fonctionnaires du Cuerpo Nacionai de Poll- 
cia et du Cuerpo de la Guardia Civil dans 
l’exerclce de leur fonction de police judi- 
ciaire, ainsl que, dans les conditions fixöes 
par accords bilatöraux appropriäs visös ä 
i’article 40 paragraphe 6 de la Convention 
de 1990, en ce qui concerne leurs attribu- 
tions touchant au trafic illicite de stupöfiants 
et substances psychotropes, au trafic 
d’armes et d’explosifs et au transport illicite 
de döchets toxiques et nuisibles, les fonc- 
tionnaires dependant de 1’ Administration 
des douanes. 

2. L’autoritö visee ä l’article 40 para- 
graphe 5 de la Convention de 1990 est, en 
ce qui concerne le Royaume d’Espagne: la 
Direcciön General de la Policia. 

Article 3 

1 . Les agents visös ä l’article 41 para- 
graphe 7 de la Convention de 1990 sont, en 
ce qui concerne le Royaume d’Espagne: les 
fonctionnaires du Cuerpo Nacionai de Poli- 
cia et du Cuerpo de la Guardia Civil dans 
l’exercice de leur fonction de police judi- 
ciaire, ainsi que, dans les conditions fixees 
par accords bilatöraux appropriös visös ä 


fronteras comunes firmado en Schengen el 
19 de Junio de 1990, en Io sucesivo deno- 
mlnado el “Convenio de 1990” asi como la 
Repüblica Italiana que se adhiriö a dicho 
Convenio por el Acuerdo firmado el 27 de 
Noviembre de 1990 en Paris, por una parte 


y el Reino de Espaha, por otra parte, 

Teniendo presente ia firma, que tuvo 
lugar en Bonn el veinticinco de Junio de mil 
novecientos noventa y uno, del Protocolo 
de Adhesiön dei Gobierno del Reino de 
Espaha al Acuerdo de Schengen de 14 de 
Junio de 1985 entre los Gobiernos de los 
Estados de la Uniön Econömica Benelux, 
de la Repüblica Federal de Alemania y de la 
Repüblica Francesa relative a la supreslön 
gradual de los controles en las fronteras 
comunes, tal como quedö enmendado por 
el Protocolo de Adhesiön del Gobierno de la 
Repüblica italiana firmado en Paris el 27 de 
Noviembre de 1 990, 


Con fundamento en el articulo 140 dei 
Convenio de 1990, 

han convenido Io siguiente: 

Articulo primero 

Por el presente Acuerdo, el Reino de 
Espaha se adhiere ai Convenio de 1990. 


Articulo 2 

1. Los agentes a los que se refiere el 
articulo 40 pärrafo 4 del Convenio de 1990 
son, por Io que al Reino de Espaha 
respecta: los funcionarios dei Cuerpo 
Nacionai de Policia y del Cuerpo de la 
Guardia Civil en el ejercicio de sus funcio- 
nes de Policia Judicial, asi como los funcio- 
narios dependientes de ia Administraeiön 
de Aduanas en las condiciones determina- 
das por acuerdos bilaterales apropiados y a 
los que se refiere el articulo 40 pärrafo 6 dei 
Convenio de 1990, por Io que respecta a 
sus atribuciones relativas al träfico ilicito de 
estupefacientes y sustancias sicotröpicas, 
al träfico de armas y de explosives, y al 
transporte ilicito de residuos töxicos y noci- 
vos. 

2. La autoridad a ia que se refiere el 
articulo 40 pärrafo 5 del Convenio de 1990 
son, por Io que ai Reino de Espaha 
respecta: la Direcciön General de la Policia. 

Articulo 3 

1. Los agentes a los que se refiere el 
articulo 41 pärrafo 7 del Convenio de 1 990 
son, por Io que al Reino de Espaha 
respecta: los funcionarios del Cuerpo 
Nacionai de Policia y del Cuerpo de la 
Guardia Civil en el ejercicio de sus funclo- 
nes de Policia Judicial, asi como los funcio- 
narios dependientes de la Administraeiön 
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des Übereinkommens von 1 990 festgeleg- 
ten Bedingungen in bezug auf ihre Befug- 
nisse im Bereich des unerlaubten Verkehrs 
mit Betäubungsmitteln, des unerlaubten 
Handels mit Waffen und Sprengstoffen und 
des unerlaubten Verkehrs mit giftigen und 
schädlichen Abfällen, die der Zollverwal- 
tung zugeordneten Beamten. 

(2) Bei der Unterzeichnung dieses Über- 
einkommens geben die Regierung der 
Französischen Republik und die Regierung 
des Königreichs Spanien eine Erklärung ab, 
in der sie die Modalitäten der Ausübung des 
Nacheilerechts in ihrem Hoheitsgebiet nach 
Maßgabe des Artikels 41 Absätze 2, 3 und 4 
des Übereinkommens von 1990 festlegen. 

(3) Bel der Unterzeichnung dieses Über- 
einkommens gibt die Regierung des König- 
reichs Spanien gegenüber der Regierung 
der Portugiesischen Republik eine Erklä- 
rung ab, in der sie die Modalitäten der Aus- 
übung des Nacheilerechts in ihrem Hoheits- 
gebiet nach Maßgabe des Artikels 41 
Absätze 2, 3 und 4 des Übereinkommens 
von 1990 festlegt. 

Artikel 4 

Für das Königreich Spanien Ist das 
zuständige Ministerium nach Artikel 65 
Absatz 2 des Übereinkommens von 1990; 
Das Justizministerium. 


Artikel 5 

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der 
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. 
Die Ratifikations-, Annahme- oder Geneh- 
migungsurkunden werden bei der Regie- 
rung des Großherzogtums Luxemburg hin- 
terlegt; diese notifiziert allen Vertrags- 
parte'en die Hinterlegung. 

(2) Dieses Übereinkommen tritt in Kraft 
am ersten Tag des zweiten Monats nach 
Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme- 
oder Genehmigungsurkunden durch die 
fünf Unterzeichnerstaaten des Übereinkom- 
mens von 1990 und das Königreich Spa- 
nien, frühestens beim Inkrafttreten des 
Übereinkommens von 1990. Für die Italieni- 
sche Republik tritt das Übereinkommen am 
ersten Tag des zweiten Monats nach Hin- 
terlegung der Ratifikations-, Annahme- oder 
Genehmigungsurkunde und frühestens 
beim Inkrafttreten dieses Übereinkommens 
zwischen den anderen Vertragsparteien in 
Kraft. 

(3) Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg notifiziert allen Vertragsparteien 
das Datum des Inkrafttretens. 


Artikel 6 

(1) Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung des 
Königreichs Spanien .eine beglaubigte 
Abschrift des Übereinkommens von 1990 in 
deutscher, französischer. Italienischer und 
niederländischer Sprache. 
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l’article 41 paragraphe 10 de la Convention 
de 1990, en ce qui concerne leurs attribu- 
tions touchant au trafic illicite de stupöfiants 
et substances psychotropes, au trafic 
d’armes et d’explosifs et au transport illicite 
de dechets toxiques et nuisibles, les fonc- 
tionnaires döpendant de TAdministration 
des douanes. 

2. Au moment de la signature du präsent 
Accord, le Gouvernement de la Republique 
frangaise et le Gouvernement du Royaume 
d’Espagne font chacun une declaration 
dans laquelle ils däfinissent, sur la base des 
dispositions des paragraphes 2, 3 et 4 de 
l’article 41 de la Convention de 1990, les 
modalitäs d’exercice de la poursuite sur leur 
territoire. 

3. Au moment de la signature du present 
Accord, le Gouvernement du Royaume 
d’Espagne fait, ä l’ägard du Gouvernement 
de la Räpublique portugaise, une däclara- 
tion dans laquelle II däfinit, sur la base des 
dispositions des paragraphes 2, 3 et 4 de 
l’article 41 de la Convention de 1990, les 
modalites d’exercice de la poursuite sur son 
territoire. 


Article 4 

Le ministere competent vise ä l’article 65 
paragraphe 2 de la Convention de 1 990 est, 
en ce qui concerne le Royaume d’Espagne: 
le Ministere de la Justice. 


Article 5 

1 . Le präsent Accord sera soumis ä ratifi- 
cation, approbation ou acceptation. Les Ins- 
truments de ratification, d’approbation ou 
d’acceptation seront däposäs aupres du 
Gouvernement du Grand-Duchä de Luxem- 
bourg; celui-ci notifie le däpöt ä toutes les 
Parties Contractantes. 

2. Le präsent Accord entrera en vigueur 
le Premier jour du deuxiäme mois qui suit le 
däpöt des Instruments de ratification, d’ap- 
probation ou d’acceptation par les cinq 
Etats signataires de la Convention de 1990 
et le Royaume d’Espagne, et au plus töt le 
jour de Tenträe en vigueur de la Convention 
de 1990. A l’ägard de la Räpublique ita- 
lienne, le präsent Accord entrera en vigueur 
le Premier jour du deuxieme mois qui suit le 
däpöt de son Instrument de ratification, 
d’approbation ou d’acceptation, et au plus 
töt le jour de l’enträe en vigueur du präsent 
Accord entre les autres Parties Contrac- 
tantes. 

3. Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg notifie la date de l’enträe en 
vigueur ä chacune des Parties Contrac- 
tantes. 

Article 6 

1 . Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg remet au Gouvernement du 
Royaume d’Espagne une copie certifläe 
conforme de la Convention de 1990 en lan- 
gues allemande, frangaise, italienne et 
näerlandaise. 
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de Aduanas en las condiciones determina- 
das por acuerdos bilaterales apropiados y a 
los que se refiere el articulo 41 pärrafo 1 0 
del Convenio de 1 990 por Io que respecta a 
sus atribuciones relativas al träfico ilicito de 
estupefacientes y sustancias sicotröpicas, 
al träfico de armas y de explosives, y al 
transporte ilicito de residuos töxicos y noci- 
vos. 

2. En el momento de la firma del presente 
Acuerdo, el Gobiemo del Reino de Espaha 
y el Gobierno de la Repüblica Francesa 
harän cada uno una declaraciön en la que 
definirän sobre la base de los pärrafos 2, 3 y 
4 del articulo 41 del Convenio de 1990, las 
modalidades del ejercicio de la persecuciön 
sobre su territorio. 

3. En el momento de la firma del presente 
Acuerdo, el Gobierno del Reino de Espaha 
harä, con respecto al Gobierno de la Repü- 
blica Portuguesa, una declaraciön en laque 
se definirän, sobre la base de las disposi- 
ciones de los pärrafos 2, 3 y 4 del articulo 
41 del Convenio de 1990, las modalidades 
del ejercicio de la persecusiön sobre su 
territorio. 

Articulo 4 

El Ministerio competente a que se refiere 
el articulo 65, pärrafo 2 del Convenio de 
1990, en Io que concierne al Reino de 
Espaha, es el Ministerio de Justicia. 

Articulo 5 

1 . El presente Acuerdo estä sujeto a ratifi- 
caciön, aprobaciön o aceptaciön. Los 
instrumentos de ratificaciön, aprobaciön o 
aceptaciön serän depositados ante el 
Gobierno del Gran Ducado de Luxemburgo; 
äste notificarä el depösito a todas las Partes 
Contratantes. 

2. El presente Acuerdo entrarä en vigor el 
primer dia del segundo mes siguiente al 
depösito de los instrumentos de ratificaciön, 
aprobaciön o aceptaciön por los cinco Esta- 
dos signatarios del Convenio de 1990 y el 
Reino de Espaha. Con respecto a la Repü- 
blica Italiana, el presente Acuerdo entrarä 
en vigor el primer dia del segundo mes 
siguiente al depösito de su instrumento de 
ratificaciön, aprobaciön o aceptaciön, y 
como mäs prontö el dia de la entrada en 
vigor del presente Acuerdo entre las otras 
Partes Contratantes. 


3. El Gobierno del Gran Ducado de 
Luxemburgo notificarä la fecha de entrada 
en vigor a cada una de la Partes Contratan- 
tes. 

Articulo 6 

1. El Gobierno del Gran Ducado de 
Luxemburgo remitlrä al Gobierno del Reino 
de Espaha una copia certificada conforme 
del Convenio de 1990, en las lenguas ale- 
mana, francesa, italiana y neerlandesa. 
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(2) Der Wortlaut des Übereinkommens 
von 1990 in spanischer Sprache ist diesem 
Übereinkommen beigefügt und ist gleicher- 
maßen verbindlich wie der Wortlaut des 
Übereinkommens von 1990 in deutscher, 
französischer, italienischer und niederländi- 
scher Sprache. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu 
gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
Übereinkommen unterschrieben. 


Geschehen zu Bonn am fünfundzwanzig- 
sten Juni neunzehnhunderteinundneunzig 
in deutscher, französischer, italienischer, 
niederländischer und spanischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen ver- 
bindlich ist, in einer Urschrift, die bei der 
Regierung des Großherzogtums Luxem- 
burg hinterlegt wird; diese übermittelt jeder 
Vertragspartei eine beglaubigte Abschrift. 


2. Le texte de la Convention de 1990, 
etabli en langue espagnole, est annexö au 
präsent Accord et fait foi dans les memes 
conditions que les textes de la Convention 
de 1990 ätablis en langues allemande, fran- 
gaise, italienne et näerfandaise. 

En foi de quoi, les soussignes, düment 
autorises ä cet effet, ont apposä leurs si- 
gnatures au bas du präsent Accord. 


Fait ä Bonn, le vingt-cinq juin mil neuf 
Cent quatre-vingt-onze, en langues alle- 
mande, espagnole, frangaise, italienne et 
näerlandaise, les cinq textes faisant ägale- 
ment foi, en un exemplaire original qui sera 
däposä dans les archives du Gouverne- 
ment du Grand-Duchä de Luxembourg, qui 
remettra une copie certifiäe conforme ä 
chacune des Parties Contractantes. 


2. El texto del Convenio de 1990, redac- 
tado en lengua espariola, queda unido 
como anexo al presente Acuerdo y darä fe 
en las mismas condiciones que los textos 
del Convenio de 1990 redactados en las 
lenguas alemana, francesa, italiana y neer- 
landesa. 

En fe de Io cual, los infrascritos, debida- 
mente autorizados a este efecto, han fir- 
mado al pie del presente Acuerdo. 


Hecho en Bonn, el veinticinco de Junio de 
mil novecientos noventa y uno, en las len- 
guas alemana, espanola, francesa, italiana 
y neerlandesa, dando fe Igualmente los 
cinco textos, en un ejemplar original que 
serä depositado en los archivos del 
Gobierno del Gran Ducado de Luxemburgo, 
quien remitirä una copia certificada con- 
forme a cada una de las Partes Contratan- 
tes. 


Für die Regierung des Königreichs Belgien 
Pour le Gouvernement du Royaume de Belgique 
Por el Gobierno del Reino de Bälgica 
Paul de Keersmaeker 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Pour le Gouvernement de la Räpublique fädärale d’AIIemagne 
Por el Gobierno de la Repüblica Federal de Alemania 
Lutz G. Stavenhagen 

Für die Regierung des Königreichs Spanien 
Pour le Gouvernement du Royaume d’Espagne 
Por el Gobierno del Reino de Esparia 
Carlos Westendorp 

Für die Regierung der Französischen Republik 
Pour le Gouvernement de la Räpublique frangaise 
Por el Gobierno de la Repüblica Francesa 
Elisabeth Guigou 

Für die Regierung der Italienischen Republik 
Pour le Gouvernement de la Räpublique italienne 
Por el Gobierno de la Räpublica Italiana 
Ivo Butini 

Für die Regierung des Großherzogtums Luxemburg 
Pour le Gouvernement du Grand-Duchä de Luxembourg 
Por el Gobierno del Gran Ducado de Luxemburgo 
Georges Wohlfart 

Für die Regierung des Königreichs der Niederlande 
Pour le Gouvernement du Royaume des Pays-Bas 
Por el Gobierno del Reino de los Paises Bajos 
Pieter Dankert 
Aad KostO 
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Schlußakte 
Acte final 
Acta Final 


I. Bei der Unterzeichnung des Übereinkom- 
mens über den Beitritt des Königreichs Spa- 
nien zu dem am 19. Juni 1990 in Schengen 
Unterzeichneten Übereinkommen zur 
Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der Benelux-Wirt- 
schaftsunion, der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
dem die Italienische Republik mit dem am 
27. November 1 990 in Paris Unterzeichne- 
ten Übereinkommen beigetreten ist, macht 
sich das Königreich Spanien die Schluß- 
akte, das Protokoll und die Gemeinsame 
Erklärung der Minister und Staatssekretäre, 
die bei der Unterzeichnung des Überein- 
kommens von 1990 unterzeichnet wurden, 
zu eigen. 


I. Au moment de la signature de l’Accord 
d’adhesion du Royaume d’Espagne ä ia 
Convention d’appiication de l’Accord de 
Schengen du 14 juin 1985 entre ies Gouver- 
nements des Etats de rUnion öconomique 
Benelux, de la Röpublique föderale d’AHe- 
magne et de la Röpublique frangaise relatif 
ä ia Suppression graduelle des contröies 
aux frontieres communes, signöe ä Schen- 
gen le 1 9 juin 1 990, ä laquelle la Röpublique 
italienne a adhörö pär l’Accord d’adhöslon 
signe ä Paris le 27 novembre 1990, le 
Royaume d'Espagne souscrit ä l’Acte final, 
au Proces-verbai et ä la Döclaration com- 
mune des Ministres et Secrötaires d’Etat 
signes au moment de la signature de ia 
Convention de 1990. 


I. En el momento de la firma del Acuerdo 
de Adhesiön dei Reino de Espafia al Con- 
venio de Aplicaciön del Acuerdo de Schen- 
gen de 14 de Junio de 1985 entre los 
Gobiernos de los Estados de la Union Eco- 
nömica Benelux, de la Repüblica Federal 
de Alemania y de la Repüblica Francesa, 
relative a ia supresiön gradual de los con- 
troles en las fronferas comunes, firmado en 
Schengen el 19 de Junio de 1990, al que se 
adhiriö ia Repüblica Italiana por el Acuerdo 
de Adhesiön firmado en Paris el 27 de 
Novlembre de 1990, el Reino de Espafia 
suscribe el Acta Final, el Protocolo y la 
Declaraciön Comün de los Ministros y 
Secretarlos de Estado, firmados en el 
momento de la firma del Convenio de 1 990. 
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Das Königreich Spanien schließt sich den 
darin enthaltenen gemeinsamen Erklärun- 
gen an und nimmt die darin enthaltenen 
einseitigen Erklärungen entgegen. 

Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung des 
Königreichs Spanien eine beglaubigte 
Abschrift der Schlußakte, des Protokolls 
und der Gemeinsamen Erklärung, die bei 
der Unterzeichnung des Übereinkommens 
von 1990 unterzeichnet wurden, in deut- 
scher, französischer, italienischer und nie- 
derländischer Sprache. 

Der spanische Wortlaut der Schlußakte, des 
Protokolls und der Gemeinsamen Erklä- 
rung. die bei der Unterzeichnung des Über- 
einkommens von 1990 unterzeichnet wur- 
den, ist dieser Schlußakte beigefügt und ist 
gleichermaßen verbindlich wie der Wortlaut 
in deutscher, französischer, italienischer 
und niederländischer Sprache. 


ii. Bei der Unterzeichnung des Überein- 
kommens über den Eintritt des Königreichs 
Spanien zu dem Übereinkommen zur 
Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 1 4. Juni 1 985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der Benelux-Wirt- 
schaftsunion, der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
dem die Italienischen Republik mit dem am 
27. November 1990 in Paris Unterzeichne- 
ten Übereinkommen beigetreten ist, haben 
die Vertragsparteien die folgenden Erklä- 
rungen angenommen: 

1 . Gemeinsame Erklärung zu Artikel 5 des 
Beitrittsübereinkommens 

Die Unterzeichnerstaaten unterrichten sich 
schon vor Inkrafttreten des Beitrittsüberein- 
kommens über alle Umstände, die für die 
Vertragsmaterie des Übereinkommens von 
1990 und für die Inkraftsetzung des Bei- 
trittsübereinkommens von Bedeutung sind. 

Das Beitrittsübereinkommen wird zwischen 
den fünf Unterzeichnerstaaten des Überein- 
kommens von 1990 und dem Königreich 
Spanien erst in Kraft gesetzt, wenn die Vor- 
aussetzungen der Anwendung des Über- 
einkommens von 1990 bei diesen sechs 
Staaten gegeben sind und die Kontrollen an 
den Außengrenzen dort tatsächlich durch- 
geführt werden. Für die Italienische Repu- 
blik tritt dieses Beitrittsübereinkommen erst 
in Kraft, wenn die Voraussetzungen der 
Anwendung des Übereinkommens von 
1990 bei den Unterzeichnerstaaten dieses 
Beitrittsübereinkommens gegeben sind und 
die Kontrollen an den Außengrenzen dort 
tatsächlich durchgeführt werden. 

2. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 9 
Absatz 2 des Übereinkommens von 
1990 

Die Vertragsparteien stellen fest, daß zum 
Zeitpunkt der Unterzeichnung des Überein- 
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Le Royaume d’Espagne souscrit aux Decla- 
rations communes et prend note des Döcla- 
rations unilatörates qu’ils contiennent. 

Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg remet au Gouvernement du 
Royaume d’Espagne une copie certifiee 
conforme de l’Acte final, du Procös-verbal 
et de la Däciaration commune des Ministres 
et Secrötaires d’Etat signes au moment de 
la signature de la Convention de 1990, en 
langues allemande, frangaise, italienne et 
näerlandaise. 

Les textes de l’Acte final, du Procös-verbal 
et de la Döclaration commune des Ministres 
et Secrötaires d’Etat signös au moment de 
la signature de la Convention de 1990, 
etablis en langue espagnole, sont annexös 
au präsent Acte final et font foi dans les 
memes conditions que les textes ätablis en 
langues allemande, frangaise, italienne et 
neerlandaise. 


II. Au moment de la signature de l’Accord 
d’adhäsion du Royaume d’Espagne ä la 
Convention d’application de l'Accord de 
Schengen du 1 4 juin 1 985 entre les Gouver- 
nements des Etats de 1’ Union economique 
Benelux, de la Räpublique fedärale d’Alle- 
magne et de la Republique frangaise relatif 
ä la Suppression graduelle des contröles 
aux frontiöres communes, signäe ä Schen- 
gen le 19 juin 1990, älaquelle la Räpublique 
italienne a adhärä par l’Accord signä ä Paris 
le 27 novembre 1 990, les Parties Contrac- 
tantes ont adoptä les Däciarations suivan- 
tes: 


1. Döclaration commune concernant rar- 
ticle 5 de l’Accord d’adhesion. 

Les Etats signataires s’informent mutuelle- 
ment, des avant l’entree en vigueur de l’Ac- 
cord d’adhesion, de toutes les circonstan- 
ces qui revötent une importance pour les 
matieres visees par la Convention de 'lOOO 
et pour la mise en vigueur de l’Accord 
d’adhesion. 

Le präsent Accord d’adhäsion ne sera mis 
en vigueur entre les cinq Etats signataires 
de la Convention de 1990 et le Royaume 
d’Espagne que lorsque les conditions präa- 
iables ä t’application de la Convention de 
1990 seront remplies dans ces six Etats et 
que les contröles aux frontieres extärieures 
y seront effectifs. A l’ägard de la Räpublique 
italienne, le präsent Accord d’adhäsion ne 
sera mis en vigueur que lorsque les condK 
tions präalables ä l’application de la Con- 
vention de 1990 seront remplies dans les 
Etats signataires dudit Accord et que les 
contröles aux frontieres extärieures y seront 
effectifs. 


2. Däciaration commune concernant l’ar- 
ticle 9 paragraphe 2 de la Convention de 
1990. 

Les Parties Contractantes präcisent qu’au 
moment de la signature de l’Accord d’adhe- 


El Reino de Espaha suscribe las Declara- 
ciones comunes y toma nota de las Decla- 
raciones unilaterales que contienen. 

El Gobierno del Gran Ducado de Luxem- 
burgo remitirä al Gobierno del Reino de 
Espaha una copia certificada conforme del 
Acta Final, del Protocolo y de la Declaraciön 
Comün de los Minlstros y Secretarios de 
Estado, firmados en ei momento de la firma 
del Convenio de 1990, en lenguas alemana, 
francesa, italiana y neerlandesa. 

Los textos del Acta Final, del Protocolo y de 
la Declaraciön Comün de los Ministros y 
Secretarios de Estado firmados en el 
momento de la firma del Convenio de 1 990, 
redactados en iengua espahota, se incluyen 
como anexo a la presente Acta Final y 
harän fe en las mismas condiciones que los 
textos originales redactados en las lenguas 
alemana, francesa, italiana y neerlandesa. 


II. En el momento de la firma del Acuerdo 
de Adhesiön del Reino de Espaha at Con- 
venio de Aplicaciön del Acuerdo de Schen- 
gen de 14 de Junio de 1985 entre los 
Gobiernos de los Estados de la Union Eco- 
nömica Benelux, de la Repüblica Federal 
de Alemania y de la Repüblica Francesa, 
relative a la supresiön gradual de los con- 
troles en las fronteras comunes, firmado en 
Schengen ei 19 de Junio de 1990, ai cual la 
Repüblica Italiana se adhiriö por el Acuerdo 
de Adhesiön firmado en Paris el 27 de 
Noviembre de 1990, las Partes Contratan- 
tes han adoptado las Dectaraciones si- 
guientes: 

1 . Declaraciön comün relativa al articulo 5 
del Acuerdo de Adhesiön. 

Los Estados signatarios se comunicarän 
mutuamente, desde antes de la entrada en 
Vigor del Acuerdo de Adhesiön, todas las 
circunstancias que revistan importancia 
para las materias a que se refiere el Conve- 
nio de 1990 y para la entrada en vigor del 
Acuerdo de Adhesiön. 

El presente Acuerdo de Adhesiön ünica- 
mente entrarä en vigor entre los cinco Esta- 
dos signatarios del Convenio de 1 990 y el 
Reino de Espaha cuando las condiciones 
previas a la aplicaciön del Convenio de 
1990 se cumplan en estos seis Estados y 
los controtes en las fronteras exteriores 
sean efectivos. Con respecto a la Repüblica 
Italiana, el presente Acuerdo de Adhesiön 
ünicamente entrarä en vigor cuando las 
condiciones previas a la aplicaciön del Con- 
venio de 1990 se cumplan en los Estados 
signatarios de dicho Acuerdo y los controles 
en las fronteras exteriores sean efectivos. 


2. Declaraciön comün concerniente at arti- 
culo 9, pärrafo 2 del Convenio de 1 990. 

Las Partes Contratantes precisan que en el 
momento de la firma del Acuerdo de Adhe- 
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kommens über den Beitritt des Königreichs 
Spanien zu dem Übereinkommen von 1990 
als gemeinsame Visumsregelung nach Arti- 
kel 9 Absatz 2 des Übereinkommens von 
1990 die ab dem 19. Juni 1990 zwischen 
den Unterzeichnerstaaten des Übereinkom- 
mens von 1990 angewandte gemeinsame 
Visumsregelung gilt. 

Die Vertragsparteien nehmen zur Kenntnis, 
daß die Regierung des Königreichs Spanien 
sich verpflichtet, die gemeinsame Visums- 
regelung hinsichtlich der aus Anlaß der Ver- 
handlungen über den Beitritt des König- 
reichs Spanien zu dem Übereinkommen 
von 1990 zuletzt erörterten Fälle spätestens 
beim Inkrafttreten dieses Übereinkommens 
anzuwenden. 

3. Gemeinsame Erklärung zum Daten- 
schutz 

Die Vertragsparteien nehmen zur Kenntnis, 
daß die Regierung des Königreichs Spanien 
sich verpflichtet, vor der Ratifizierung des 
Übereinkommens über den Beitritt zu dem 
Übereinkommen von 1990 alle erforder- 
lichen Initiativen zu ergreifen, um das spani- 
sche Recht entsprechend dem Überein- 
kommen des Europarates über den Schutz 
des Menschen bei der automatischen Ver- 
arbeitung personenbezogener Daten vom 
28. Januar 1981 und unter Beachtung der 
Empfehlung R (87) 15 des Ministeraus- 
schusses des Europarates über die Nut- 
zung personenbezogener Daten Im Polizei- 
bereich vom 1 7. September 1 987 dahinge- 
hend zu ergänzen, daß die Artikel 1 1 7 und 
126 und die sonstigen datenschutzrecht- 
lichen Bestimmungen des Übereinkom- 
mens von 1990 in vollem Umfang ange- 
wandt werden, mit dem Ziel, einen den ein- 
schlägigen Bestimmungen des Überein- 
kommens von 1 990 entsprechenden Daten- 
schutzstandard zu gewährleisten. 


lil. Die Vertragsparteien nehmen die fol- 
genden Erklärungen des Königreichs Spa- 
nien entgegen: 

1 . Erklärung in bezug auf die Städte Ceuta 
und Melilla 

a. Die derzeit bestehenden Personen- und 
Warenkontrollen bei der Einreise aus 
den Städten Ceuta und Melilla in das 
Zollgebiet der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft werden nach wie 
vor nach Maßgabe des Protokolls Nr. 2 
des Übereinkommens über den Beitritt 
Spaniens zu den Europäischen 
Gemeinschaften durchgeführt. 

b. Die spezifische Visabefreiungsregelung 
im Kleinen Grenzverkehr zwischen 
Ceuta und Melilla und den marokkani- 
schen Provinzen Tetuän und Nador wird 
weiterhin angewandt. 

c. Marokkanische Staatsangehörige, die 
nicht in den Provinzen Tetuän oder 
Nador wohnhaft sind und sich aus- 
schließlich nach Ceuta oder Melilla 


Sion du Royaume d’Espagne ä la Conven- 
tion de 1990, le rögime commun de Visa 
auquel se refere l’article 9 paragraphe 2 de 
la Convention de 1990 s’entend du rögime 
commun aux Parties Signataires de ladite 
Convention applique ä partir du 19 juin 
1990. 

Les Parties Contractantes prennent note de 
ce que le Gouvernement du Royaume 
d’Espagne s’engage ä appliquer, au plus 
tard au moment de l'enträe en vigueur du 
präsent Accord, le rägime commun de Visa 
dans les cas examinäs en dernier lieu lors 
de la nägociation d’adhäsion ä la Conven- 
tion de 1990. 


3. Declaration commune concernant la 
protection des donnäes. 

Les Parties Contractantes prennent acte de 
ce que le Gouvernement du Royaume 
d’Espagne s’engage ä prendre, avant la 
ratification de l’Accord d’adhäsion ä la Con- 
vention de 1990, toutes les initiatives 
näcessaires pour que la lägislation espa- 
gnole soit complätäe conformäment ä la 
Convention du Conseil de l’Europe du 28 
janvier 1981 pour la protection des person- 
nes ä rägard du traitement automatisä des 
donnäes ä caractäre personnel, et dans le 
respect de la Recommandation R (87) 15 
du 17 septembre 1987 du Comitä des Mini- 
stres du Conseil de l’Europe visant ä rägle- 
menter Tutilisatlon des donnäes ä caractäre 
personnel dans le secteur de la police, afin 
de donner entiäre application aux disposi- 
tions des articles 117 et 126 de la Conven- 
tion de 1990 et aux autres dispositions de 
ladite Convention relatives ä la protection 
des donnäes ä caractäre personnel, dans le 
but de parvenir ä un niveau de protection 
compatible avec les dispositions pertinen- 
tes de la Convention de 1990. 


III. Les Parties Contractantes prennent 

acte des däciarations suivantes du 

Royaume d’Espagne: 

1 . Däciaration relative aux villes de Ceuta 
et Melilla. 

a. Les contröles actuellement existants 
des marchandises et des voyageurs en 
provenance des villes de Ceuta ou de 
Melilla lors de leur enträe sur le territoire 
douanier de la Communautä Economi- 
que Europäenne continueront ä etre 
exercäs seion les dispositions du 
Protocole n° 2 de l’Acte d’adhäsion de 
l’Espagne aux Communautäs Euro- 
päennes. 

b. Le rägime späcifique d’exemption de 
Visa en matiäre de petit trafic frontalier 
entre Ceuta et Melilla et les provinces 
marocaines de Tätouan et Nador conti- 
nuera ä etre applique. 

c. Les ressortissants marocains ne räsi- 
dant pas dans les provinces de Tätouan 
ou Nador et qui däsirent entrer exclusi- 
vement sur le territoire des villes de 


siön del Reino de Espaha al Convenio de 
1990, por regimen comün de visados a que 
se refiere el articulo 9, pärrafo 2 del Conve- 
nio de 1990 se entiende el rägimen comün 
a las Partes signatarias del citado Convenio 
aplicado a partir del 19 de Junio de 1990. 


Las Partes Contratantes toman nota de que 
el Gobierno del Reino de Espaha se com- 
promete a aplicar el rägimen comün de 
visados por Io que respecta a los ültimos 
casos examlnados durante la negociaciön 
para la adhesiön al Convenio de 1990, a 
mäs tardar en el momento de la entrada en 
Vigor del presente Acuerdo. 


3. Declaraciön comün concerniente a la 
protecciön de datos. 

Las Partes Contratantes toman nota de que 
el Gobierno del Reino de Espaha se obliga 
a adoptar, antes de la ratificaciön del Acuer- 
do de Adhesiön al Convenio de 1 990, todas 
las iniciativas necesarias para que la legis- 
laciön espahola sea completada de confor- 
midad con el Convenio del Consejo de 
Europa de 28 de Enero de 1981 para la 
protecciön de las personas con relaciön al 
tratamiento automatizado de los datos de 
caräcter personal y con observancia de la 
Recomendaciön R (87) 15, de 17 de Sep- 
tiembre de 1 987 del Comitä de MInistros del 
Consejo de Europa tendente a reglamentar 
ia utilizaciön de los datos de caräcter perso- 
nal en el sector policial, con el fin de dar 
plena aplicaciön a las disposiciones de los 
articulos 1 17 y 126 del Convenio de 1990 y 
a las demäs disposiciones del Convenio 
susodicho relatives a la protecciön de los 
datos de caräcter personal, al objeto de 
llegar a un nivel de protecciön compatible 
con las disposiciones pertinentes del Con- 
venio de 1990. 


III. Las Partes Contratantes toman nota de 

las siguientes declaraciones del Reino de 

Espaha. 

1. Declaraciön relative a las ciudades de 
Ceuta y Melilla. 

a) Seguirän aplicändose por parte de 
Espaha los controles actualmente exis- 
tentes para mercancias y viajeros pro- 
cedentes de las ciudades de Ceuta y 
Melilla previos a su introducciön en el 
territorio aduanero de la Comunidad 
Econömica Europea, de conformidad 
con Io previsto en el Protocolo n° 2 del 
Acta de Adhesiön de Espaha a las 
Comunidades Europeas. 

b) Continuarä igualmente aplicändose el 
regimen especifico de exenciön de 
visado en materia de pequeho träfico 
fronterizo entre Ceuta y Melilla y las 
provincias marroquies de Tetuän y 
Nador. 

c) A los nacionales marroquies no residen- 
tes en las provincias de Tetuän y Nador 
y que deseen entrar exciusivamente en 
las ciudades de Ceuta y Melilla, se les 
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begeben möchten, benötigen nach wie 
vor ein Visum. Dieses Visum Ist nach 
Maßgabe des Artikels 10 Absatz 3 des 
Übereinkommens von 1990 räumlich 
auf das Gebiet der zwei Städte 
beschränkt und kann nach Maßgabe 
des Artikels 11 Absatz 1 Buchstabe a 
des Übereinkommens von 1990 zu 
mehreren Ein- und Ausreisen berechti- 
gen [„visado limitado multiple“]. 

d. Bei der Anwendung dieser Regelung 
berücksichtigt Spanien die Interessen 
der anderen Vertragsparteien. 

e. In Anwendung des nationalen Rechts 
und zur Prüfung, ob die Reisenden die 
Voraussetzungen nach Artikel 5 des 
Übereinkommens von 1990 weiterhin 
einhalten, aufgrund deren sie nach einer 
Paßkontrolle an der Außengrenze zur 
Einreise in das spanische Hoheitsgebiet 
zugelassen wurden, wird Spanien auf 
Schiffs- und Flugverbindungen mit Her- 
kunft aus Ceuta und Melilla und mit aus- 
schließlicher Bestimmung des spani- 
schen Festlandes weiterhin Kontrollen 
(der Identität und der Dokumente) 
durchführen. 

Zu demselben Zweck wird Spanien 
auch weiterhin die Binnenflüge und die 
regelmäßigen Fährverbindungen mit 
Herkunft aus Ceuta und Melilla nach 
einer anderen Vertragspartei kontrollie- 
ren. 


2. Erklärung zu der Anwendung der Euro- 
päischen Übereinkommen über Rechts- 
hilfe in Strafsachen und über Ausliefe- 
rung. 

Das Königreich Spanien verpflichtet sich, 
seine Vorbehalte zu dem Europäischen 
Auslieferungsübereinkommen vom 13. De- 
zember 1957 und zu dem Europäischen 
Übereinkommen über Rechtshilfe in Straf- 
sachen vom 20. April 1959, soweit sie 
unvereinbar mit dem Übereinkommen von 
1990 sind, nicht in Anspruch zu nehmen. 


3. Erklärung zu Artikel 121 des Überein- 
kommens von 1 990 

Die Regierung des Königreichs Spanien 
erklärt, daß sie, mit Ausnahme von frischen 
Zitrusfrüchten und Palmen, ab der Unter- 
zeichnung des Beitrittsübereinkommens zu 
dem Übereinkommen von 1990 die phyto- 
sanitären Erleichterungen nach Artikel 121 
dieses Übereinkommens anwenden wird. 

Die Regierung des Königreichs Spanien 
erklärt, daß sie bis zum 1. Januar 1992 ein 
pest risk assessment In bezug auf frische 
Zitrusfrüchte und Palmen durchführen wird, 
das, falls sich herausstellt, daß eine Gefahr 
der Einschleppung oder der Verbreitung 
von Schadorganismen besteht, nach 
Inkrafttreten des Beitrittsübereinkommens 
des Königreichs Spanien zu dem Überein- 
kommen von 1990 gegebenenfalls die Aus- 
nahme nach Artikel 121 Absatz 2 dieses 
Übereinkommens begründen kann. 


Ceuta et Melilla continueront ä etre sou- 
mis ä un regime d’exigence de Visa. La 
validite de ces visas sera limitöe ä ces 
deux villes et ils pourront permettre plu- 
sieurs entröes et sorties («visado 
limitado multiple»], conformöment aux 
dispositions des articles 10 paragraphe 
3, et 1 1 paragraphe 1 a) de la Conven- 
tion de 1990. 


d. II sera tenu compte, dans l’application 
de ce regime, des interets des autres 
Parties Contractantes. 

e. En application de sa legislation natio- 
nale et afin de verifier si les passagers 
remplissenl toujours les conditions önu- 
merees ä l’article 5 de la Convention de 
1990, en vertu desquelles ils ont ete 
autorises ä entrer sur le territoire natio- 
nal lors du contröle des passeports ä la 
frontiere exterieure, l’Espagne maintien- 
dra des contröles (contröles d’identitö et 
des documents) sur les liaisons mariti- 
mes et aeriennes en provenance de 
Ceuta et Melilla, qui ont pour unique 
destination un autre point du territoire 
espagnot. 

A cette meme fin, l’Espagne mainlien- 
dra des contröles sur les vols intörieurs 
et sur les liaisons rögulieres par trans- 
bordeur qui partent des villes de Ceuta 
et Melilla ä destination d’un autre Etat 
Partie ä la Convention. 


2. Declaration relative ä Tapplication de la 
Convention europeenne d’entraide judi- 
ciaire en matiere penale et de la Con- 
vention europeenne d’extradition. 

Le Royaume d’Espagne s’engage ä renon- 
cer ä faire usage de ses reserves et decla- 
rations accompagnant la ratification de la 
Convention europöenne d’extradition du 
13döcembre 1957 et de la Convention 
europeenne d’entraide judiciaire du 20 avril 
1959 en tant qu’incompatibles avec la Con- 
vention de 1990. 


3. Declaration concernanl Tarticle 121 de 
la Convention de 1 990. 

Le Gouvernement du Royaume d’Espagne 
döclare que, sauf ä l’ögard des fruits frais de 
citrus et des palmiers il appliquera, dös la 
signature de l’Accord d’adhesion ä la Con- 
vention de 1 990, les allegements phytosani- 
taires visös ä l’article 121 de la Convention 
de 1990. 

Le Gouvernement du Royaume d’Espagne 
declare qu’il procödera, avant le 1*" janvier 
1992, ä un «pest risk assessment» sur les 
fruits frais de citrus et les palmiers, qui, s’il 
rövele un danger d’introduction ou de pro- 
pagation d’organismes nuisibles, pourra, le 
cas echöant, aprös l’entree en vigueur dudit 
Accord d’adhesion du Royaume d'Espagne, 
motiver la dörogation teile que prövue ä 
l’article 121 paragraphe 2 de la Convention 
de 1990. 


seguirä aplicando un rögimen de 
exigencia de visado. La validez de este 
visado serä limitado a las dos ciudades 
citadas, y permitirä multiples entradas y 
salidas (“visado limitado multiple’’], de 
conformidad con Io dispuesto en los 
arts. 10.3 y 11.1 a) del Convenio de 
1990. 


d) En la aplicaciön de este rögimen serän 
tenidos en cuenta Ips intereses de las 
otras Partes Contratantes. 

e) En aplicaciön de su legislaciön nacional 
y con el fin de verificar si los pasajeros 
siguen cumpliendo las condiciones 
enumeradas en el art. 5 del Convenio 
de 1 990, en virtud de los cuales fueron 
autorizados a entrar en territorio nacio- 
nal en el momento del conlrol de pasa- 
portes en la frontera exlerior, Espana 
mantendrä controles (conlroles de iden- 
tidad y de documentos) en las conexio- 
nes maritimas y aöreas provenientes de 
Ceuta y Melilla que tengan como ünico 
destino otro punto del territorio espanol. 

A este mismo fin, Espana mantendrä 
controles sobre los vuelos inferiores y 
sobre las conexiones reguläres por 
transbordador que salgan de las ciuda- 
des de Ceuta y Melilla con destino a otro 
Estado parte del Convenio. 

2. Declaraciön relative a la aplicaciön del 
Convenio Europeo de Asistencia Judi- 
cial en materia penal y del Convenio 
Europeo de Extradiciön. 

El Reino de Espana se compromele a 
renunciar a hacer uso de sus reservas y 
declaraciones formuladas en la ratificaciön 
del Convenio Europeo de extradiciön de 
13 de Diciembre de 1957 y del Convenio 
Europeo de Asistencia Judicial de 20 de 
Abril de 1959, en la medida en que sean 
incompatibles con el Convenio de aptica- 
ciön del Acuerdo de Schengen firmado el 
1 9 de Junio de 1 990. 

3. Declaraciön relativa al articulo 121 del 
Convenio de 1990. 

El Reino de Espana declara que aplicarä, 
desde la firma del Convenio de 1 990, con la 
excep>ciön de los frutos frescos de citrus y 
de las palmeras, las simplificaciones fito- 
sanitarias previstas en el articulo 121 de 
dicho Convenio. 

Ei Reino de Espana declara que efectuarä, 
antes del 1 de Enero de 1 992, un “pest risk 
assessment’’ sobre los frutos frescos de 
citrus y las palmeras el cual, si revelase un 
peligro de introducciön o de propagaciön de 
Organismus nocivos, podrä, llegado el caso, 
despues de la entrada en vigor del Acuerdo 
de Adhesiön del Reino de Espana, motivar 
la derogaciön prevista en el articulo 121 
pärrafo 2 de dicho Convenio. 
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4. Erklärung betreffend das Übereinkom- 
men über den Beitritt der Portugie- 
sischen Republik zu dem Übereinkom- 
men von 1990 

Bei der Unterzeichnung dieses Überein- 
kommens nimmt die Regierung des König- 
reichs Spanien den Inhalt des Übereinkom- 
mens über den Beitritt der Portugiesischen 
Republik zu dem Übereinkommen von 1990 
sowie der entsprechenden Schlußakte und 
Erklärung zur Kenntnis. 


Geschehen zu Bonn, am fünfundzwan- 
zigsten Juni neunzehnhunderteinundneun- 
zig, in deutscher, französischer, italieni- 
scher, niederländischer und spanischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicher- 
maßen verbindlich ist, in einer Urschrift, die 
bei der Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg hinterlegt wird; diese übermittelt 
jeder Vertragspartei eine beglaubigte 
Abschrift. 


4. Declaration concernant l’Accord d’adhä- 
sion de la Republique portugaise ä la 
Convention de 1990. 

Au moment de la signature du present 
Accord, le Royaume d’Espagne prend note 
du contenu de l’Accord d’adhäsion de la 
Röpublique portugaise ä la Convention de 
1990 ainsi que de celui de TActe final et de 
la Döclaration qui y sont affärents. 


Fait ä Bonn, le vingt-cinq juln mil neuf 
Cent quatre-vingt-onze. en langues alle- 
mande, espagnole, frangaise, italienne et 
näerlandaise, les cinq textes faisant ögale- 
ment foi, en un exemplaire original qui sera 
däposö dans les archives du Gouverne- 
ment du Grand-Duchö de Luxembourg, qui 
remettra une copie certifiee conforme ä 
chacune des Parties Contractantes. 


4. Declaraciön relativa al Acuerdo de 
Adhesiön de la Repüblica Portuguesa al 
Convenio de 1990. 

En el momento de la firma del presente 
Acuerdo, el Reino de Espana toma nota del 
contenido del Acuerdo de Adhesiön de la 
Repüblica Portuguesa al Convenio de 1990 
y de las declaraciones anexas. 


Hecho en Bonn, a veinticinco de Junlo de 
mil noveclentos noventa y uno en lenguas 
alemana, espariola, francesa, italiana y 
neerlandesa, siendo los cinco textos igual- 
mente autenticos, en un ejemplar original 
que serä depositado en los archivos del 
Gobierno del Gran Ducado de Luxemburgo, 
el cual enviarä una copia certificada con- 
forme a cada una de las Partes Contratan- 
tes. 


Für die Regierung des Königreichs Belgien 
Pour le Gouvernement du Royaume de Belgique 
Por el Gobierno del Reino de Bölgica 
Paul de Keersmaeker 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Pour le Gouvernement de la Röpublique föderale d’Allemagne 
Por el Gobierno de la Repüblica Federal de Alemania 
Lutz G. Stavenhagen 

Für die Regierung des Königreichs Spanien 
Pour le Gouvernement du Royaume d’Espagne 
Por el Gobierno del Reino de Esparia 
Carlos Westendorp 

Für die Regierung der Französischen Republik 
Pour le Gouvernement de la Republique frangaise 
Por el Gobierno de la Repüblica Francesa 
Elisabeth Guigou 

Für die Regierung der Italienischen Republik 
Pour le Gouvernement de la Röpublique italienne 
Por el Gobierno de la Repüblica Italiana 
Ivo Butini 

Für die Regierung des Großherzogtums Luxemburg 
Pour le Gouvernement du Grand-Duchö de Luxembourg 
Por el Gobierno del Gran Ducado de Luxemburgo 
Georges Wohlfart 

Für die Regierung des Königreichs der Niederlande 
Pour le Gouvernement du Royaume des Pays-Bas 
Por el Gobierno del Reino de los Paises Bajos 
Pieter Dankert 
Aad KostO 
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Übereinkommen 

über den Beitritt der Portugiesischen Repubjik 
zu dem am 1 9. Juni 1 990 in Schengen Unterzeichneten Übereinkommen 
zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 

dem die Italienische Republik 

mit dem am 27. November 1990 in Paris Unterzeichneten Übereinkommen beigetreten ist 

Accord 

d’adhesion de la Republique portugaise 
ä la Convention d’application de l’Accord de Schengen du 14 juin 1985 
entre les Gouvernements des Etats de l’Union economique Benelux, 
de la Republique föderale d’Allemagne et de la Republique frangaise 
relatif ä la suppression graduelle des contröles aux frontieres communes 
signee ä Schengen le 19 juin 1990, 
ä laquelle a adhere la Röpublique italienne 
par l’Accord signe ä Paris le 27 novembre 1990 

Acordo 

de adesäo da Repüblica Portuguesa 

ä Convengäo de Aplicagäo do Acordo de Schengen de 1 4 de Junho de 1 985 
entre os Governos dos Estados da Uniäo Econömica Benelux, 
da Repüblica Federal da Alemanha e da Repüblica Francesa 
relative ä supressäo gradual dos controlos nas fronteiras comuns 
assinada em Schengen a 19 de Junho de 1990, 
ä quäl aderiu a Repüblica Italiana 
pelo Acordo assinado em Paris a 27 de Novembro de 1990 


Das Königreich Belgien, die Bundesrepu- 
blik Deutschland, die Französische Repu- 
blik, das Großherzogtum Luxemburg und 
das Königreich der Niederlande, Vertrags- 
parteien des am 19. Juni 1990 in Schengen 
Unterzeichneten Übereinkommens zur 
Durchführung des Übereinkommens von 
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den 
Regierungen der Staaten der Benelux-Wirt- 
schaftsunion, der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
nachfolgend „das Übereinkommen von 
1 990“ genannt, und die Italienische Repu- 
blik, die dem Übereinkommen mit dem am 
27. November 1990 in Paris Unterzeichne- 
ten Übereinkommen beigetreten ist, einer- 
seits 

und die Portugiesische Republik anderer- 
seits 

angesichts der Unterzeichnung am fünf- 
undzwanzigsten Juni neunzehnhundertein- 
undneunzig in Bonn des Protokolls über 
den Beitritt der Regierung der Portugiesi- 


Le Royaume de Belgique, la Röpublique 
föderale d’Allemagne, la Republique fran- 
gaise, le Grand-Duche de Luxembourg et le 
Royaume des Pays-Bas, Parties ä la 
Convention d’application de 1’ Accord de 
Schengen du 14 juin 1985 entre les Gouver- 
nements des Etats de l’Union öconomique 
Benelux, de la Republique föderale d’Alle- 
magne et de la Röpublique frangaise relatif 
ä la suppression graduelle des contröles 
aux frontieres communes signee ä Schen- 
gen le 19 juin 1990, ci-aprös dönommöe «la 
Convention de 1990«, ainsi que la Röpubli- 
que italienne qui a adhörö ä ladite Conven- 
tion par r Accord signö ä Paris le 27 novem- 
bre 1990, d’une pari. 


et la Republique portugaise, d’autre part. 


Eu ögard ä la signature, intervenue ä 
Bonn le vingt-cinq juin mil neuf cent quatre- 
vingt-onze, du Protocole d’adhösion du 
Gouvernement de la Röpublique portugaise 


O Reino da Belgica, a Repüblica Federal 
da Alemanha, a Repüblica Francesa, o 
Gräo-Ducado do Luxemburgo e o Reino 
dos Paises Baixos, Partes na Convengäo 
de Aplicagäo do Acordo de Schengen de 
14 de Junho de 1985 entre os Governos 
dos Estados da Uniäo Econömica Benelux, 
da Repüblica Federal da Alemanha e da 
Repüblica Francesa relative ä supressäo 
gradual dos controlos nas fronteiras 
comuns assinada em Schengen a 19 de 
Junho de 1990, a seguir denominada “Con- 
vengäo de 1990”, bem como a Repüblica 
Italiana que aderiu ä referida Convengäo 
pelo Acordo assinado em Paris a 27 de 
Novembro de 1990, por um lado, 


e a Repüblica Portuguesa, por outro. 


Tendo em atengäo a assinatura, ocorrida 
em Bona a vinte e cinco de Junho de mil 
novecentos e noventa e um, do Protocolo 
de Adesäo do Governo da Repüblica Portu- 


24 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/3804 


sehen Republik zu dem Übereinkommen 
von Schengen vom 1 4. Juni 1 985 zwischen 
den Regierungen der Staaten der Benelux- 
Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Repu- 
blik betreffenden den schrittweisen Abbau 
der Kontrollen an den gemeinsamen Gren- 
zen, in der Fassung des am 27. November 
1990 in Paris Unterzeichneten Protokolls 
über den Beitritt der Regierung der Italieni- 
schen Republik, 


ä l’Accord de Schengen du 14 juin 1985 
entre les Gouvernements des Etats de l’U- 
nion economique Benelux, de la Republi- 
que föderale d’Allemagne et de la Republi- 
que frangaise relatif ä la suppresslon gra- 
duelle des contröles aux frontiöres com- 
munes, tel qu’amendö par le Protocole 
d’adhösion du Gouvernement de la Röpu- 
blique italienne, signö ä Paris le 27 novem- 
bre 1990, 


gestützt auf Artikel 140 des Übereinkom- 
mens von 1990, 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Durch dieses Übereinkommen tritt die 
Portugiesische Republik dem Übereinkom- 
men von 1990 bei. 

Artikel 2 

(1) Für die Portugiesische Republik sind 
die Beamten nach Artikel 40 Absatz 4 des 
Übereinkommens von 1990: Die Beamten 
der „Policia Judieiäria“, sowie, unter den in 
geeigneten bilateralen Vereinbarungen 
nach Artikel 40 Absatz 6 des Übereinkom- 
mens von 1990 festgelqgten Bedingungen 
in bezug auf ihre Befugnisse im Bereich des 
unerlaubten Verkehrs mit Betäubungsmit- 
teln, des unerlaubten Handels mit Waffen 
und Sprengstoffen und des unerlaubten 
Verkehrs mit giftigen und schädlichen Abfäl- 
len, die Zollbeamten in ihrer Eigenschaft als 
Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft. 

(2) Für die Portugiesische Republik ist die 
Behörde nach Artikel 40 Absatz 5 des Über- 
einkommens von 1990: „A Direcgäo-Geral 
da Policia Judieiäria“. 

Artikel 3 

(1) Für die Portugiesische Republik sind 
die Beamten nach Artikel 41 Absatz 7 des 
Übereinkommens von 1990: Die Beamten 
der Kriminalpolizei, sowie, unter den in 
geeigneten bilateralen Vereinbarungen 
nach Artikel 41 Absatz 10 des Übereinkom- 
mens von 1990 festgelegten Bedingungen 
in bezug auf ihre Befugnisse im Bereich des 
unerlaubten Verkehrs mit Betäubungsmit- 
teln, des unerlaubten Handels mit Waffen 
und Sprengstoffen und des unerlaubten 
Verkehrs mit giftigen und schädlichen Abfäl- 
len, die Zollbeamten in Ihrer Eigenschaft als 
Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft. 

(2) Bei der Unterzeichnung dieses Über- 
einkommens gibt die Regierung der Portu- 
giesischen Republik gegenüber der Regie- 
rung des Königreichs Spanien eine Erklä- 
rung ab, in der sie die Modalitäten der Aus- 
übung des Nacheilerechts in ihrem Hoheits- 
gebiet nach Maßgabe des Artikels 41 
Absätze 2, 3 und 4 des Übereinkommens 
von 1990 festlegt. 

Artikel 4 

Für die Portugiesische Republik ist das 
zuständige Ministerium nach Artikel 65 


Se fondant sur l’article 140 de la Conven- 
tion de 1990, 

sont convenus de ce qui suit: 

Article premier 

Par le present Accord, la Republique por- 
tugaise adhäre ä la Convention de 1990. 


Article 2 

1. Les agents vises ä l’article 40 para- 
graphe 4 de la Convention de 1 990 sont, en 
ce qui concerne la Räpublique portugaise: 
les membres de la Policia Judieiäria, ainsi 
que, dans les conditions fixäes par accords 
bilateraux approphäs visäs ä l’article 40 pa- 
ragraphe 6 de la Convention de 1 990, en ce 
qui concerne leurs attributions touchant au 
trafic i Hielte de stupäfiants et substances 
psychotropes, au trafic d’armes et d’explo- 
sifs, et au transport illicite de dächets toxi- 
ques et nuisibles, les agents des douanes, 
en tant qu’agents auxiliaires du Ministere 
public. 

2. L’autoritä visäe ä l’article 40 para- 
graphe 5 de la Convention de 1990 est, en 
ce qui concerne la Räpublique portugaise: 
la Direccäo geral de la Policia Judieiäria. 

Article 3 

1. Les agents visäs ä l'article 41 para- 
graphe 7 de la Convention de 1990 sont, en 
ce qui concerne la Räpublique portugaise: 
les membres de la Police Judiciaire, ainsi 
que, dans les conditions fixäes par accords 
bilateraux appropriäs visäs ä l’article 41 pa- 
ragraphe 10 de la Convention de 1990, en 
ce qui concerne leurs attributions touchant 
au trafic Illicite de stupäfiants et substances 
psychotropes, au trafic d’armes et d’explo- 
sifs, et au transport illicite de dächets toxi- 
ques et nuisibles, les agents des douanes 
en tant qu’agents auxiliaires du Ministäre 
public. 

2. Au moment de la signature du präsent 
Accord, le Gouvernement de la Räpublique 
portugaise fait, ä l’ägard du Gouvernement 
du Royaume d’Espagne, une däciaration 
dans laquelle il däfinit, sur la base des dis- 
positions des paragraphes 2, 3 et 4 de 
l’article 41 de la Convention de 1990, les 
modalitäs d’exercice de la poursuite sur son 
territoire. 

Article 4 

Le ministäre compätent visä ä l’article 65 
paragraphe 2 de la Convention de 1 990 est. 


guesa ao Acordo de Schengen de 14 de 
Junho de 1 985 entre os Governos dos Esta- 
dos da Uniäo Econömica Benelux, da 
Repüblica Federal da Alemanha e da Repü- 
blica Francesa relative ä supressäo gradual 
dos controlos nas fronteiras comuns, tal 
como alterado pelo Protocolo de Adesäo do 
Governo da Repüblica Italiana assinado em 
Paris a 27 de Novembro de 1990, 


Baseando-se no artige 1 40® da Conven- 
gäode 1990, 

Acordaram no seguinte: 

Artige 1® 

Pelo presente Acordo, a Repüblica Por- 
tuguesa adere ä Convengäo de 1990. 

Artigo 2® 

1. Os agentes referidos no artigo 40, 
n® 4, da Convengäo de 1990 säo, no que 
diz respeito ä Repüblica Portuguesa: os 
membros da Policia Judieiäria, bem como, 
nos termos fixados nos acordos bilaterais 
referidos no artigo 40, n® 6, da Convengäo 
de 1 990, no que diz respeito äs suas atribui- 
göes em matäria de träfico ilicito de estupe- 
facientes e de substäncias psicotröpicas, 
träfico de armas e de explosives e trans- 
porte ilicito de residuos töxicos e prejudi- 
ciais, OS agentes aduaneiros na sua quali- 
dade de agentes auxiliäres do Ministärio 
Püblico. 

2. A autoridade referida no artigo 40®, 
n® 5, da Convengäo de 1990 ä, no que diz 
respeito ä Repüblica Portuguesa: a Direc- 
gäo-Geral da Policia Judieiäria. 

Artigo 3® 

1. Os agentes referidos no artigo 41®, 
n® 7, da Convengäo de 1990 säo, no que 
diz respeito ä Repüblica Portuguesa: os 
membros da Policia Judieiäria, bem como, 
nos termos fixados nos acordos bilaterais 
referidos no artigo 41®, n® 10, da Conven- 
gäo de 1990, no que diz respeito äs suas 
atribuigöes em matäria de träfico ilicito de 
estupefacientes e de substäncias psicotrö- 
picas, träfico de armas e de explosives e 
transporte ilicito de residuos töxicos e pre- 
judiciais, os agentes aduaneiros na sua 
qualidade de agentes auxiliäres do Ministä- 
rio Püblico. 

2. No momento da assinatura do pre- 
sente Acordo, 0 Governo da Repüblica Por- 
tuguesa faz, em relagäo ao Governo do 
Reino de Espanha, uma declaragäo na quäl 
estabelece, com base nas disposigöes dos 
n®s 2, 3 e 4 do artigo 41 ® da Convengäo de 
1 990, as modalidades de exercicio da per- 
seguigäo no seu territörio. 


Artigo 4® 

O Ministärio competente referido no 
artigo 65®, n® 2, da Convengäo de 1990 ä. 
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Absatz 2 des Übereinkommens von 1990: 
Das Justizministerium. 

Artikel 5 

Hinsichtlich des Auslieferungsverkehrs 
zwischen den Vertragsparteien des Über- 
einkommens von 1990 wird Buchstabe c 
der von der Portugiesischen Republik zu 
Artikel 1 des Europäischen Auslieferungs- 
übereinkommens vom 13. Dezember 1957 
abgegebenen Erklärung wie folgt ausge- 
legt: 

Die Portugiesische Republik bewilligt die 
Auslieferung nicht, wenn die dem Ausliefe- 
rungsersuchen zugrunde liegende strafbare 
Handlung mit einer lebenslangen Strafe 
oder Maßregel der Sicherung und Besse- 
rung bedroht ist. Die Auslieferung wird 
jedoch bewilligt, wenn die ersuchende Ver- 
tragspartei zusichert, nach Maßgabe des 
nationalen Rechts und der Strafvollstrek- 
kungspraxis alle Vollstreckungserleichte- 
rungen zu fördern, die zugunsten der aus- 
zuliefernden Person getroffen werden könn- 
ten. 

Artikel 6 

Im Rechtshilfeverkehr in Strafsachen zwi- 
schen den Vertragsparteien des Überein- 
kommens von 1990 wird die Portugiesische 
Republik die Erledigung von Rechtshilfeer- 
suchen nicht mit der Begründung ablehnen, 
daß die strafbaren Handlungen, derentwe- 
gen um Rechtshilfe ersucht wird, nach dem 
Recht der ersuchenden Vertragspartei mit 
einer lebenslangen Strafe oder Maßregel 
der Sicherung und Besserung bedroht sind. 

Artikel 7 

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der 
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. 
Die Ratifikations-, Annahme- oder Geneh- 
migungsurkunden werden bei der Regie- 
rung des Großherzogtums Luxemburg hin- 
terlegt; diese notifiziert die Hinterlegung 
allen Vertragsparteien. 

(2) Dieses Übereinkommen tritt in Kraft 
am ersten Tag des zweiten Monats nach 
Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme- 
oder Genehmigungsurkunden durch die 
fünf Unterzeichnerstaaten des Übereinkom- 
mens von 1990 und die Portugiesische 
Republik, frühestens beim Inkrafttreten des 
Übereinkommens von 1990. Für die Italieni- 
sche Republik tritt das Übereinkommen am 
ersten Tag des zweiten Monats nach Hin- 
terlegung der Ratifikations-, Annahme- oder 
Genehmigungsurkunde und frühestens 
beim Inkrafttreten dieses Übereinkommens 
zwischen den anderen Vertragsparteien in 
Kraft. 

(3) Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg notifiziert allen Vertragsparteien 
das Datum des Inkrafttretens. 


Artikel 8 

(1) Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung der 


en ce qui conceme la Röpublique portu- 
galse: le Ministäre de la Justice. 


Article 5 

Pour les besoins de l’extradition entre les 
Parties Contractantes de la Convention de 
1990, ralinöa c) de la däciaration falte par la 
Republique portugaise au sujet de Tarticle 
1®" de la Convention Europäenne d’Extradi- 
tlon du 13 döcembre 1957, se lit comme 
suit: 

La Röpublique portugaise n’accordera pas 
l’extradition de personnes lorsqu’elles se- 
ront röclamöes pour une infraction ä la- 
quelle correspondra une peine ou une me- 
sure de sürete ä caractere perpätuel. Toute- 
fois, l’extradition sera accordöe lorsque 
TEtat requerant assure de promouvoir, se- 
ien sa lägislation et sa pratique en matiäre 
d’exöcution des peines, les mesures d'amö- 
nagement dont pourrait böneficier la per- 
sonne röclamäe. 


Article 6 

Pour les besoins de Tentraide judiciaire 
en matiäre pönale entre les Parties 
Contractantes de la Convention de 1990, la 
Röpublique portugaise n’opposera pas de 
refus fondö sur le fait que les infractlons, 
objet de la demande, sont punies seien la 
lägislation de l’Etat requörant d’une peine 
ou d’une mesure de süretö ä caractäre per- 
pötuel. 


Article 7 

1 . Le präsent Accord sera soumis ä ratifi- 
cation, approbation ou acceptation. Les 
Instruments de ratification, d’approbation ou 
d’acceptation seront däposäs auprös du 
Gouvernement du Grand-Duchä de Luxem- 
bourg; celui-ci notifie le däpöt ä toutes les 
Parties Contractantes. 

2. Le präsent Accord entrera en vlgueur 
le Premier jour du deuxieme mois qui suit le 
däpöt des Instruments de ratification, d’ap- 
probation ou d’acceptation par les cinq 
Etats signataires de la Convention de 1990 
et la Räpublique portugaise, et au plus tot le 
jour de l’enträe en vigueur de la Convention 
de 1990. A l'ägard de la Räpublique ita- 
lienne, le präsent Accord entrera en vigueur 
le Premier jour du deuxiäme mois qui suit le 
däpöt de son Instrument de ratificatbn, 
d’approbation ou d’acceptation, et au plus 
töt le jour de l’enträe en vigueur du präsent 
Accord entre les autres Parties Contrac- 
tantes. 

3. Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg notifie la date de l’enträe en 
vigueur ä chacune des Parties Contrac- 
tantes. 


Article 8 

1 . Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg remet au Gouvernement de la 


no que diz respeito ä Repüblica Rortu- 
guesa: o Ministärio da Justiga. 

Artigo 5® 

Para efeitos de extradigäo entre as Par- 
tes Contratantes da Convengäo de 1990, a 
alinea c) da reserva formulada pela Repü- 
blica Portuguesa ao artigo 1 ® da Conven- 
gäo Europeia de Extradigäo de 13 de 
Dezembro de 1957, ä entendlda do se- 
guinte modo: 

A Repüblica Portuguesa näo concederä a 
extradigäo de pessoas quando reclamadas 
por infracgöes a que corresponda pena ou 
medida de seguranga com caräcter perpä- 
tuo. Todavia, a extradigäo serä concedida 
sempre que o Estado requerente assegure 
promover, nos termos da sua legislagäo e 
da sua prätica em matäria de execugäo das 
penas, as medidas de alteragäo de que 
poderia beneficiar a pessoa reclamada. 


Artigo 6® 

Para efeitos de entreajuda judidäria em 
matäria penal entre as Partes Contratantes 
da Convengäo de 1 990, a Repüblica Portu- 
guesa näo oporä recusa fundada no facto 
de as infracgöes, objecto do pedido, serem 
punidas nos termos da legislagäo do 
Estado requerente com pena ou medida de 
seguranga com caräcter perpätuo. 


Artigo 7° 

1 . O presente Acordo serä submetldo a 
ratificagäo, aprovagäo ou aceitagäo. Os 
instrumentos de ratificagäo, aprovagäo ou 
aceitagäo seräo depositados junto do 
Governo do Gräo-Ducado do Luxemburgo, 
0 quäl notificarä o depösito a todas as Par- 
tes Contratantes. 

2. 0 presente Acordo entrarä em vigor no 
primeiro dia do segundo mäs seguinte ao 
do depösito dos instrumentos de ratifica- 
gäo, aprovagäo ou aceitagäo pelos cinco 
Estados signatärios da Convengäo de 1990 
e a Repüblica Portuguesa, e nunca antes 
da data da entrada em vigor da Convengäo 
de 1 990. No que diz respeito ä Repüblica 
Italiana, o presente Acordo entrarä em vigor 
no primeiro dia do segundo mäs seguinte 
ao do depösito do seu Instrumento de ratifi- 
cagäo, aprovagäo ou aceitagäo, e nunca 
antes da data da entrada em vigor do pre- 
sente Acordo entre as outras Partes Con- 
tratantes. 

3. O Governo do Gräo-Ducado do 
Luxemburgo notificarä a data da entrada 
em vigor a cada uma das Partes Contratan- 
tes. 

Artigo 8® 

1 . O Governo do Gräo-Ducado do 
Luxemburgo remeterä ao Governo da 
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Portugiesischen Republik eine beglaubigte 
Abschrift des Übereinkommens von 1990 in 
deutscher, französischer, italienischer und 
niederländischer Sprache. 

(2) Der Wortlaut des Übereinkommens 
von 1990 in portugiesischer Sprache ist die- 
sem Übereinkommen beigefügt und ist glei- 
cherrnaßen verbindlich wie die Wortlaute 
des Übereinkommens von 1990 in deut- 
scher, französischer, italienischer und nie- 
derländischer Sprache. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu 
gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
Übereinkommen unterschrieben. 


Geschehen zu Bonn am fünfundzwanzig- 
sten Juni neunzehnhunderteinundneunzig 
in deutscher, französischer, italienischer, 
niederländischer und portugiesischer Spra- 
che, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen 
verbindlich ist, in einer Urschrift, die bei der 
Regierung des Großherzogtums Luxem- 
burg hinterlegt wird; diese übermittelt jeder 
Vertragspartei eine beglaubigte Abschrift. 


Republique portugaise une copie certifiäe 
conforme de la Convention de 1 990 en lan- 
gues allemande, frangaise, Italienne et 
neerlandaise. 

2. Le texte de la Convention de 1990, 
ötabli en langue portugaise, est annexö au 
präsent Accord et fait foi dans les mämes 
conditions que les textes de la Convention 
de 1 990 ätablis en langues allemande, fran- 
gaise, italienne et näerlandaise. 

En foi de quoi, les soussignäs, dument 
autorisäs ä cet effet, ont apposä leurs si- 
gnatures au bas du präsent Accord. 


Fait ä Bonn, le vingt-cinq juln mil neuf 
Cent quatre-vingt-onze, en langues alle- 
mande, frangaise, italienne, näerlandaise et 
portugaise, les cinq textes faisant ägale- 
ment foi, en un exemplaire original qui sera 
däposä dans les archives du Gouverne- 
ment du Grand-Duchä de Luxembourg, qui 
remettra une copie certifiäe conforme ä 
chacune des Parties Contractantes. 


Repüblica Portuguesa uma cöpia autenti- 
cada da Convengäo de 1990 em lingua 
alemä, francesa, italiana e neerlandesa. 

2. O texto da Convengäo de 1990, redi- 
gido em lingua portuguesa, vem em anexo 
ao presente Acordo e faz fä nas mesmas 
condigöes que os textos da Convengäo de 
1990 redigidos em lingua alemä, francesa, 
italiana e neerlandesa. 

Em fä do que, os abaixo assinados, devi- 
damente autorizados para o efeito, apuse- 
ram as suas assinaturas no final do pre- 
sente Acordo. 


Feito em Bona, aos vinte e cinco de 
Junho de mil novecentos e noventa e um, 
em lingua alemä, francesa, italiana, neer- 
landesa e portuguesa, fazendo fä qualquer 
dos cinco textos num ünico exemplar 
que serä depositado nos arquivos do 
Governo do Gräo-Ducado do Luxemburgo, 
o quäl remeterä uma cöpia autenticada a 
cada uma das Partes Contratantes. 


Für die Regierung des Königreichs Belgien 
Pour le Gouvernement du Royaume de Belgique 
Pelo Governo do Reino da Belgica 
Paul de Keersmaeker 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Pour le Gouvernement de la Räpublique fädärale d’Allemagne 
Pelo Governo da Repüblica Federal da Alemanha 
Lutz G. Stavenhagen 

Für die Regierung der Französischen Republik 
Pour le Gouvernement de la Republique frangaise 
Pelo Governo da Repüblica Francesa 
Elisabeth Guigou 

Für die Regierung der Italienischen Republik 
Pour le Gouvernement de la Räpublique italienne 
Pelo Governo da Räpublica Italiana * 

Ivo Butini 

Für die Regierung des Großherzogtums Luxemburg 
Pour le Gouvernement du Grand-Duchä de Luxembourg 
Pelo Governo do Gräo-Ducado do Luxemburgo 
Georges Wohlfart 

Für die Regierung des Königreichs der Niederlande 
Pour le Gouvernement du Royaume des Pays-Bas 
Pelo Governo do Reino dos Paises Baixos 
Pieter Dankert 
Aad KostO 

Für die Regierung der Portugiesischen Republik 
Pour le Gouvernement de la Räpublique portugaise 
Pelo Governo da Repüblica Portuguesa 
Victor Costa Martins 
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I. Bei der Unterzeichnung des Übereinkom- 
mens über den Beitritt der Portugiesischen 
Republik zu dem am 19. Juni 1990 in 
Schengen Unterzeichneten Übereinkom- 
men zur Durchführung des Übereinkom- 
mens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der 
Benelux-Wirtschaftsunion. der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen 
Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen, dem die Italienische Republik mit 
dem am 27, November 1990 in Paris Unter- 
zeichneten Übereinkommen beigetreten ist, 
macht sich die Portugiesische Republik die 
Schlußakte, das Protokoll und die Gemein- 
same Erklärung der Minister und Staats- 
sekretäre, die bei der Unterzeichnung des 
Übereinkommens von 1990 unterzeichnet 
wurden, zu eigen. 

Die Portugiesische Republik schließt sich 
den darin enthaltenen gemeinsamen Erklä- 
rungen an. und nimmt die darin enthaltenen 
einseitigen Erklärungen entgegen. 

Die Regierung des Großherzogtums 
Luxemburg übermittelt der Regierung der 
Portugiesischen Republik eine beglaubigte 
Abschrift der Schlußakte, des Protokolls 
und der Gemeinsamen Erklärung, die bei 
der Unterzeichnung des Übereinkommens 
von 1990 unterzeichnet wurden, in deut- 
scher, französischer, italienischer und nie- 
derländischer Sprache. 

Der portugiesische Wortlaut der Schluß- 
akte, des Protokolls und der Gemeinsamen 
Erklärung, die bei der Unterzeichnung des 
Übereinkommens von 1990 unterzeichnet 
wurden, ist dieser Schlußakte beigefügt und 
ist gleichermaßen verbindlich wie der Wort- 
laut in deutscher, französischer, italieni- 
scher und niederländischer Sprache. 


II. Bei der Unterzeichnung des Überein- 
kommens über den Beitritt der Portugiesi- 
schen Republik zu dem Übereinkommen 
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Schlußakte 
Acte final 
Acta Final 


I. Au moment de la signature de TAccord 
d’adhösion de la Röpublique portugaise ä la 
Convention d’application de l’Accord de 
Schengen du 14 juin 1 985 entre les Gouver- 
nements des Etats de T Union öconomique 
Benelux, de la Röpublique föderale d’Alle- 
magne et de la Röpublique frangaise relatif 
ä la Suppression graduelle des contröles 
aux frontiöres communes, signöe ä Schen- 
gen le 19 juin 1990, ä laquelle a adhärö la 
Röpublique italienne par l’Accord d’adhö- 
sion signö ä Paris le 27 novembre 1 990, la 
Räpublique portugaise souscrit ä l’Acte 
final, au Proces-verbal et ä la Döclaration 
commune des Ministres et Secrötaires 
d’Etat signös au moment de la signature de 
la Convention de 1 990. 


La Röpublique portugaise souscrit aux 
Döclarations communes et prend note des 
Döclarations unilaterales qu’ils contiennent. 


Le Gouvernement du Grand-Duchä de 
Luxembourg remet au Gouvernement de la 
Röpublique portugaise une copie certifiöe 
conforme de l’Acte final, du Proces-verbal 
et de la Döclaration commune des Ministres 
et Secrötalres d’Etat signös au moment de 
la signature de la Convention de 1990, en 
langues allemande, frangaise, italienne et 
neerlandaise. 

Les textes de l’Acte final, du Proces-verbal 
et de la Döclaration commune des Ministres 
et Secrätaires d’Etat signös au moment de 
la signature de la Convention de 1990, öta- 
blis en langue portugaise, sont annexös au 
präsent Acte final et font foi dans les memes 
conditions que les textes ätablis en langues 
allemande, frangaise, italienne et neerlan- 
daise. 

II. Au moment de la signature de l’Accord 
d’adhesion de la Räpublique portugaise ä la 
Convention d’application de l’Accord de 


I. No momento da assinatura do Acordo de 
Adesäo da Repüblica Portuguesa ä Con- 
vengäo de Aplicagäo do Acordo de Schen- 
gen de 14 de Junho de 1985 entre os 
Governos dos Estados da Uniäo Econö- 
mica Benelux, da Repüblica Federal da Ale- 
manha e da Repüblica Francesa relative ä 
supressäo gradual dos controlos nas fron- 
teiras comuns, assinada em Schengen a 19 
de Junho de 1 990, ä quäl aderiu a Repüb- 
lica Italiana pelo Acordo de Adesäo assi- 
nado em Paris a 27 de Novembro de 1 990, 
a Repüblica Portuguesa subscreve a Acta 
Final, a Acta e a Declaragao Comum dos 
Ministros e Secretärios de Estado assina- 
das no momento da assinatura da Conven- 
gäo de 1990. 


A Repüblica Portuguesa subscreve as 
Declaragöes comuns e toma nota das 
Declaragöes unilaterais nelas contidas. 

O Governo do Gräo-Ducado do Luxem- 
burgo remeterä ao Governo da Repüblica 
Portuguesa uma cöpia autenticada da Acta 
Final, da Acta e da Declaragao Comum dos 
Ministros e Secretärios de Estado assina- 
das no momento da assinatura da Conven- 
gäo de 1990, em lingua alemä, francesa, 
italiana e neerlandesa. 

Os textos da Acta Final, da Acta e da Decla- 
ragäo Comum dos Ministros e Secretärios 
de Estado assinados no momento da assi- 
natura da Convengäo de 1990, redigidos 
em lingua portuguesa, vem em anexo ä 
presente Acta Final e fazem fä nas mesmas 
condigöes que os textos redigidos em lin- 
gua alemä, francesa, italiana e neer- 
landesa. 

II. No momento da assinatura do Acordo 
de Adesäo da Repüblica Portuguesa ä Con- 
vengäo de Aplicagäo do Acordo de Schen- 
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zur Durchführung des Übereinkommens 
von Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen 
den Regierungen der Staaten der Benelux- 
Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Repu- 
blik betreffend den schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, 
dem die Italienische Republik mit dem am 
27. November 1990 in Paris Unterzeichne- 
ten Übereinkommen beigetreten ist, haben 
die Vertragsparteien die folgenden Erklä- 
rungen angenommen: 

1 . Gemeinsame Erklärung zu Artikel 7 des 
Beitrittsübereinkommens 

Die Unterzeichnerstaaten unterrichten sich 
schon vor Inkrafttreten des Beitrittsüberein- 
kommens über alle Umstände, die für die 
Vertragsmaterie des Übereinkommens von 
1990 und für die Inkraftsetzung des Bel- 
trittsübereinkommens von Bedeutung sind. 

Das Beitrittsübereinkommen wird zwischen 
den fünf Unterzeichnerstaaten des Überein- 
kommens von 1990 und der Republik Portu- 
gal erst in Kraft gesetzt, wenn die Voraus- 
setzungen der Anwendung des Überein- 
kommens von 1990 bei diesen sechs Staa- 
ten gegeben sind und die Kontrollen an den 
Außengrenzen dort tatsächlich durchgeführt 
werden. Für die Italienische Republik tritt 
dieses Beitrittsübereinkommen erst in Kraft, 
wenn die Voraussetzungen der Anwendung 
des Übereinkommens von 1990 bei den 
Unterzeichnerstaaten dieses Beitrittsüber- 
einkommens gegeben sind und die Kontrol- 
len an den Außengrenzen dort tatsächlich 
durchgeführt werden. 

2. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 9 
Absatz 2 des Übereinkommens von 
1990 

Die Vertragsparteien stellen fest, daß zum 
Zeitpunkt der Unterzeichnung des Überein- 
kommens über den Beitritt der Portugiesi- 
schen Republik zu dem Übereinkommen 
von 1990 als gemeinsame Sichtvermerks- 
regelung nach Artikel 9 Absatz 2 des Über- 
einkommens von 1990 die ab dem 19. Juni 
1990 zwischen den Unterzeichnerstaaten 
des Übereinkommens von 1990 ange- 
wandte gemeinsame Sichtvermerksrege- 
lung gilt. 

3. Gemeinsame Erklärung zum Daten- 
schutz 

Die Vertragsparteien nehmen zur Kenntnis, 
daß durch die Portugiesische Republik am 
29. April 1991 ein Gesetz über den Schutz 
automatisch verarbeiteter personenbezoge- 
ner Daten verkündet wurde. 

Die Vertragsparteien nehmen zur Kenntnis, 
daß die Regierung der Portugiesischen 
Republik sich verpflichtet, vor der Ratifika- 
tion des Übereinkommens über den Beitritt 
der Portugiesischen Republik zu dem Über- 
einkommen von 1990 alle erforderlichen 
initiativen zur Ergänzung des portugiesi- 
schen Gesetzes zu ergreifen mit dem Ziel, 
alle datenschutzrechtlichen Bestimmungen 
des Übereinkommens von 1990 in vollem 
Umfang anzuwenden. 


Schengen du 14 juin 1985 entre les Gouver- 
nements des Etats de TUnion äconomique 
Benelux, de la Räpublique föderale d’Alle- 
magne et de la Räpublique frangaise relatif 
ä la Suppression graduelle des contröles 
aux frontieres communes, signäe ä Schen- 
gen le 19 juin 1990, ä iaquelle a adhärä la 
Räpublique italienne par l’Accord signä ä 
Paris le 27 novembre 1990, les Parties 
Contractantes ont adopte les Däciarations 
suivantes: 


1 . Däciaration commune concernant l’arti- 
cle 7 de l’Accord d’adhäsion. 

Les Etats signataires s’informent mutuelle- 
ment, dös avant Tentröe en vigueur de 
TAccord d’adhäsion, de toutes les circon- 
stances qui revötent une importance pour 
les matieres visees par la Convention de 
1990 et pour la mise en vigueur de l’Accord 
d’adhösion. 

Le präsent Accord d’adhäsion ne sera mis 
en vigueur entre les cinq Etats signataires 
de la Convention de 1 990 et la Räpublique 
portugaise que lorsque les conditions präa- 
lables ä l’application de la Convention de 
1990 seront remplies dans ces six Etats et 
que les contröles aux frontiäres extärieures 
y seront effectifs. A l’ägard de la Räpublique 
italienne, le präsent Accord d’adhäsion ne 
sera mis en vigueur que lorsque les condi- 
tions präalables ä f’application de la 
Convention de 1990 seront remplies dans 
les Etats signataires dudit Accord et que les 
contröles aux frontiäres extärieures y seront 
effectifs. 


2. Däciaration commune concernant l’arti- 
cle 9 paragraphe 2 de la Convention de 
1990. 


gen de 14 de Junho de 1985 entre os 
Governos dos Estados da Uniäo Econö- 
mica Benelux, da Repüblica Federal da Ale- 
manha e da Repüblica Francesa relativo ä 
supressäo gradual dos controlos nas fron- 
teiras comuns, assinada em Schengen a 19 
de Junho de 1 990, ä quäl a Repüblica Ita- 
liana aderiu pelo Acordo assinado em Paris 
a 27 de Novembro de 1 990, as Partes Con- 
tratantes adoptaram as declaragöes se- 
guintes: 


1 . Declaragäo Comum relativa ao artigo 7® 
do Acordo de Adesäo. 

Os Estados signatärios informar-se-äo 
mutuamente, ainda antes da entrada em 
Vigor do Acordo de Adesäo, de todas as 
circunstäncias relevantes para as matärias 
abrangidas pela Convengäo de 1 990 e para 
a entrada em vigor do Acordo de Adesäo. 

O presente Acordo de Adesäo sö entrarä 
em Vigor entre os cinco Estados signatärios 
da Convengäo de 1 990 e a Repüblica Por- 
tuguesa quando estiverem preenchidas 
nesses seis Estados as condigöes prävias ä 
aplicagäo da Convengäo de 1990 e forem 
efectivos os controlos nas fronteiras exter- 
nas. No que diz respeito ä Repüblica Ita- 
liana, o presente Acordo de Adesäo sö ent- 
rarä em Vigor quando estiverem preenchi- 
das nos Estados signatärios do referido 
Acordo as condigöes prävias ä aplicagäo da 
Convengäo de 1990 e forem efectivos os 
controlos nas fronteiras extemas. 


2. Declaragäo Comum relativa ao artigo 9®, 
n® 2, da Convengäo de 1990. 


Les Parties Contractantes präcisent qu’au 
moment de ta signature de TAccord d’adhä- 
sion de la Räpublique portugaise ä la 
Convention de 1990, le rägime commun 
de Visa auquel se räfäre l’article 9 para- 
graphe 2 de la Convention de 1990 s’en- 
tend du rägime commun aux Parties signa- 
taires de ladite Convention appliquä ä pärtir 
du 19 juin 1990. 


3. Däciaration commune concernant la 
protection des donnäes. 

Les Parties Contractantes prennent acte de 
ce qu’une loi relative ä la protection des 
donnäes personnelles faisant Tobjet d’un 
traitement informatisä a ätä publiäe le 29 
avril 1991 par la Räpublique portugaise. 

Les Parties Contractantes prennent acte de 
ce que le Gouvernement de la Räpublique 
portugaise s’engage ä prendre avant la rati- 
fication de l’Accord d’adhäsion ä la Conven- 
tion de 1990, toutes les initiatives näces- 
saires pour que la lägislation portugaise soit 
complätäe afin de donner entiäre applica- 
tion ä l’ensemble des dispositions de la 
Convention de 1990 relatives ä la protection 
des donnäes ä caractäre personnel. 


As Partes Contratantes declaram que, no 
momento da assinatura do Acordo de Ade- 
säo da Repüblica Portuguesa ä Convengäo 
de 1 990, o regime comum de vistos referido 
no artigo 9®, n® 2, da Convengäo de 1990 ä 
o regime comum äs Partes Signatärias da 
citada Convengäo aplicado a partir de 19 de 
Junho de 1990. 


3. Declaragäo Comum relativa ä protecgäo 
de dados. 

As partes Contratantes tomam nota que 
uma lei relativa ä protecgäo dos dados pes- 
soais que säo objecto de um tratamento 
automatizado foi publicada em 29 de Abri! 
de 1991 pela Repüblica Portuguesa. 

As partes Contratantes tomam nota que o 
Governo da Repüblica Portuguesa se com* 
promete a tomar, antes da ratificagäo do 
Acordo de Adesäo ä Convengäo de 1990, 
todas as iniciativas necessärias para que a 
legislagäo portuguesa seja completada a 
firn de dar total cumprimento ao conjunto 
das disposigöes da Convengäo de 1990 
relatives ä protecgäo dos dados pessoais. 
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ili. Die Vertragsparteien nehmen die fol- 
genden Erklärungen der Portugiesischen 
Republik entgegen: 

1. Erklärung über die brasilianischen 
Staatsangehörigen, die im Rahmen des 
am 9. August 1960 zwischen Portugal 
und Brasilien geschlossenen Visabefrei- 
ungsabkommens In Portugal einreisen 

Die Regierung der Portugiesischen Repu- 
blik verpflichtet sich, brasilianische Staats- 
angehörige, die im Rahmen des Visabefrei- 
ungsabkommens zwischen Portugal und 
Brasilien über Portugal in das Gebiet der 
Vertragsparteien eingereist sind und nach 
Ablauf des in Artikel 20 Absatz 1 des Über- 
einkommens von 1990 vorgesehenen Zeit- 
raums dort angetroffen werden, von den 
anderen Vertragsparteien zu übernehmen. 

Die portugiesische Regierung verpflichtet 
sich, die brasilianischen Staatsangehörigen 
nur einreisen zu lassen, soweit sie die Vor- 
aussetzungen nach Artikel 5 des Überein- 
kommens von 1990 einhalten, und alle 
Maßnahmen zu ergreifen, damit die Reise- 
papiere dieser Staatsangehörigen beim 
Überschreiten der Außengrenzen abge- 
stempelt werden, 

2. Erklärung über das europäische Über- 
einkommen über Rechtshilfe in Straf- 
sachen 

Die Regierung der Portugiesischen Repu- 
blik verpflichtet sich, das Europäische Über- 
einkommen über die Rechtshilfe in Straf- 
sachen vom 20. April 1 959 sowie das Zu- 
satzprotokoll zu diesem Übereinkommen 
bis zum Inkrafttreten des Übereinkommens 
von 1990 für Portugal zu ratifizieren. 

3. Erklärung über den Beitritt der Portugie- 
sischen Republik zu der Regelung für 
die Ausfuhr von Raketentechnologie 
und -bestandteilen. 

Die Regierung der Portugiesischen Repu- 
blik verpflichtet sich, sich im Hinblick auf die 
Anwendung des Artikels 123 des Überein- 
kommens von 1990 baldmöglichst und 
spätestens beim Inkrafttreten des Überein- 
kommens von 1 990 für Portugal der Rege- 
lung für die Ausfuhr von Raketentechnolo- 
gie und -bestandteilen anzuschließen. 


4. Erklärung zu Artikel 121 des Überein- 
kommens von 1990 

Die Regierung der Portugiesischen Repu- 
blik erklärt, daß sie, mit Ausnahme von 
frischen Zitrusfrüchten, ab der Unterzeich- 
nung des Beitrittsübereinkommens zu dem 
Übereinkommen von 1 990 die phytosanitä- 
ren Erleichterungen nach Artikel 121 dieses 
Übereinkommens anwenden wird. 

Die Regierung der Portugiesischen Repu- 
blik erklärt, daß sie bis zum 1 . Januar 1 992 
ein pest risk assessment in bezug auf fri- 
sche Zitrusfrüchte durchführen wird, das, 
falls sich herausstellt, daß eine Gefahr der 
Einschleppung oder der Verbreitung von 
Schadorganismen besteht, nach Inkrafttre- 
ten des Beitrittsübereinkommens der Portu- 
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III. Les Parties Contractantes prennent 
acte des däciarations suivantes de la Räpu- 
blique portugaise. 

1. Döclaration relative aux ressortissants 
bräslliens entrant au Portugal sous le 
couvert de TAccord de suppression du 
Visa entre le Portugal et le Bräsil du 
9 aoüt 1960. 

Le Gouvernement de la Republique portu- 
gaise s’engage ä räadmettre sur son terri- 
toire les ressortissants bräsiliens qui, ätant 
enträs sur le territoire des Parties Contrac- 
tantes par le Portugal sous le couvert de 
l’Accord de suppression du Visa entre le 
Portugal et le Bräsil, sont trouväs sur le 
territoire des Parties Contractantes au-delä 
de la duree visäe ä l’article 20 paragraphe 1 
de la Convention de 1990. 

Le Gouvernement de la Republique portu- 
gaise s’engage ä n’admettre les ressortis- 
sants bresiliens que s’ils remplissent les 
conditions prävues ä l’article 5 de la 
Convention de 1990 et ä prendre toutes 
dispositions pour que leurs documents de 
voyage soient compostäs lors du franchis- 
sement des frontieres extärieures. 


2. Declaration relative ä la Convention eu- 
ropäenne d’entraide judiciaire en ma- 
tiere pönale. 

Le Gouvernement de la Republique portu- 
gaise s’engage ä ratifier la Convention eu- 
ropeenne d’entraide judiciaire en matiäre 
penale du 20 avril 1959, ainsi que son Pro- 
tocole additionnei, avant l’entree en vigueur 
de la Convention de 1990 pour le Portugal. 


3. Declaration relative au Regime de 
contröle d’exportation de technologie et 
de composantes de missiles. 

Aux fins de l’application de l’article 1 23 de la 
Convention de 1990, le Gouvernement de 
la Röpublique portugaise s’engage ä s'as- 
socier au Regime de contröle d’exportation 
de technologie et de composantes de mis- 
siles, tel que formulö le 16 avril 1987, dans 
les meilleurs delais et au plus tard au mo- 
ment de l’entree en vigueur de la Conven- 
tion de 1990 pour le Portugal. 


4. Declaration concernant l’article 121 de 
la Convention de 1990. 

Le Gouvernement de la Röpublique portu- 
gaise döclare que, sauf ä l’ögard des fruits 
frais de citrus il appliquera, des la signature 
de l’Accord d’adhösion ä la Convention de 
1 990, les allögements phytosanitaires visös 
ä l’article 121 de la Convention de 1990. 

Le Gouvernement de la Röpublique portu- 
gaise declare qu’il procödera, avant le 1®" 
janvier 1 992, ä un «pest risk assessment» 
sur les fruits frais de citrus, qui, s’il rövele un 
danger d’introduction ou de propagation 
d’organismes nuisibles, pourra, le cas 
echeant, aprös l’entröe en vigueur dudit 
Accord d’adhesion de la Röpublique portu- 


III. As Partes Contratantes tomam nota das 
seguintes Declaragöes da Repüblica Portu- 
guesa: 

1 . Declaragäo relativa aos cidadäos brasi- 
leiros que entrem em Portugal ao abrigo 
do Acordo de Supressäo de Vistos entre 
Portugal e o Brasil de 9 de Agosto de 
1960 

O Governo da Repüblica Portuguesa com- 
promete-se a readmitir no seu territörio os 
cidadäos brasileiros que, tendo entrado no 
territörio das Partes Contratantes por Portu- 
gal, ao abrigo do Acordo de Supressäo de 
Vistos entre Portugal e o Brasil, sejam 
encontrados no territörio das Partes Contra- 
tantes, para alöm do perlodo referido 
no n° 1 do artigo 20® da Convengäo de 
1990. 

O Governo da Repüblica Portuguesa com- 
promete-se a sö admitir os cidadäos brasi- 
leiros que preencham as condigöes previs- 
tas no artigo 5® da Convengäo de 1990 e a 
adoptar todas as disposigöes para que os 
respectivos documentos de viagem sejam 
carimbados no momento da passagem das 
fronteiras externas. 


2. Declaragäo relativa ä Convengäo 
Europeia de Entreajuda Judiciäria em 
Matöria Penal. 

O Governo da Repüblica Portuguesa com- 
promete-se a ratificar a Convengäo Euro- 
peia de Entreajuda Judiciäria em Materia 
Penal, de 20 de Abril de 1959, bem como o 
seu Protocolo Adicional, antes da entrada 
em Vigor da Convengäo de 1 990 em rela- 
gäo ä Repüblica Portuguesa. 

3. Declaragäo relativa ao Regime de Con- 
trolo de Exportagäo de Tecnologia e de 
Componentes de Misseis, tal como for- 
mulado em 16 de Abril de 1987. 

Com Vista ä aplicagäo do artigo 123® da 
Convengäo de 1990, o Governo da Repüb- 
lica Portuguesa compromete-se a associar- 
se ao Regime de Controlo de Exportagäo 
de Tecnologia e de Componentes de Mis- 
seis, tal como formulado em 1 6 de Abril de 
1 987, nos melhores prazos e o mais tardar 
no momento da entrada em vigor da Con- 
vengäo de 1990 em relagäo ä Repüblica 
Portuguesa. 

4. Declaragäo relativa ao artigo 121® da 
Convengäo de 1990. 

O Governo da Repüblica Portuguesa 
declara que, ä excepgäo dos frutos frescos 
de citrus, aplicarä, logo apös a assinatura 
do Acordo de Adesäo ä Convengäo de 
1990, as simplificagöes fitossanitärias refe- 
ridas no artigo 121® da Convengäo de 
1990. 

O Governo da Repüblica Portuguesa 
declara que efectuarä, antes de 1 de 
Janeiro de 1992, um «pest risk assess- 
ment» sobre os frutos frescos de citrus, o 
quäl, no caso de revelar um perigo de intro- 
dugäo ou de propagagäo de organismos 
prejudiciais, poderä, se for caso disso, apös 
a entrada em vigor do referido Acordo de 
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giesischen Republik zu dem Übereinkom- 
men von 1990 gegebenenfalls die Aus- 
nahme nach Artikel 121 Absatz 2 dieses 
Übereinkommens begründen kann. 

5. Erklärung betreffend das Übereinkom- 
men über den Beitritt des Königreichs 
Spanien zu dem Übereinkommen von 
1990 

Bei der Unterzeichnung dieses Überein- 
kommens nimmt die Regierung der Portu- 
giesischen Republik den Inhalt des Über- 
einkommens über den Beitritt des König- 
reichs Spanien zu dem Übereinkommen 
von 1990, sowie der entsprechenden 
Schlußakte und Erklärung zur Kenntnis. 


Geschehen zu Bonn am fünfundzwanzig- 
sten Juni neunzehnhunderteinundneunzig 
in deutscher, französischer, italienischer, 
niederländischer und portugiesischer Spra- 
che, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen 
verbindlich ist, in einer Urschrift, die bei der 
Regierung des Großherzogtums Luxem- 
burg hinterlegt wird; diese übermittelt jeder 
Vertragspartei eine beglaubigte Abschrift. 


gaise, motiver la derogation teile que prä- 
vue ä l’article 121 paragraphe 2 de la 
Convention de 1990. 


5. Döclaration concernant l’Accord d’adhä- 
sion du Royaume d’Espagne ä la 
Convention de 1990. 

Au moment de la signature du präsent 
Accord, la Räpublique portugaise prend 
note du contenu de l’Accord d’adhäsion du 
Royaume d’Espagne ä la Convention de 
1990 ainsi que de celui de l’Acte final et de 
la Dädaration qui y sont affärents. 


Fait ä Bonn, le vingt-cinq juin mil neuf 
Cent quatre-vingt-onze, en langues alle- 
mande, frangaise, italienne, näerlandaise et 
portugaise, les cinq textes faisant ägale- 
ment foi, en un exemptaire original qui sera 
däposä dans les archives du Gouverne- 
ment du Grand-Duchä de Luxembourg, qui 
remettra une copie certifiäe conforme ä 
chacune des Parties Contractantes. 


Adesäo da Repüblica Portuguesa, funda- 
mentar a derrogagäo tal como prevista no 
n° 2 do artigo 121 ° da Convengäo de 1990. 

5. Declaragäo relative ao Acordo de Ade- 
säo do Reino de Espanha ä Convengäo 
de 1990. 

No momento da assinatura do presente 
Acordo, a Repüblica Portuguesa toma nota 
do conteüdo do Acordo de Adesäo do 
Reino de Espanha ä Convengäo de 1990, 
bem como da Acta Final e da declaragäo 
com eie relacionadas. 


Feito em Bona, aos vinte e cinco de 
Junho de mil novecentos e noventa e um, 
em lingua alemä, francesa, italiana, neer- 
landesa e portuguesa, fazendo fä qualquer 
dos cinco textos, num exemplar ünico que 
serä depositado nos arquivos do Governo 
do Gräo-Ducado do Luxemburgo, o quäl 
remeterä uma cöpia autenticada a cada 
uma das Partes Contratantes. 


Für die Regierung des Königreichs Belgien 
Pour ie Gouvernement du Royaume de Belgique 
Pelo Governo do Reino da Bälgica 
Paul de Keersmaeker 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Pour le Gouvernement de la Räpublique föderale d’Allemagne 
Pelo Governo da Repüblica Federal da Alemanha 
Lutz G. Stavenhagen 

Für die Regierung der Französischen Republik 
Pour le Gouvernement de la Räpublique frangaise 
Pelo Governo da Repüblica Francesa 
Elisabeth Guigou 

Für die Regierung der Italienischen Republik 
Pour le Gouvernement de la Räpublique italienne 
Pelo Governo da Repüblica Italiana 
Ivo Butini 

Für die Regierung des Großherzogtums Luxemburg 
Pour le Gouvernement du Grand-Duchä de Luxembourg 
Pelo Governo do Gräo-Ducado do Luxemburgo 
Georges Wohlfart 

Für die Regierung des Königreichs der Niederlande 
Pour le Gouvernement du Royaume des Pays-Bas 
Pelo Governo do Reino dos Paises Baixos 
Pieter Dankert 
Aad KostO 

Für die Regierung der Portugiesischen Republik 
Pour le Gouvernement de la Republique portugaise 
Pelo Governo da Repüblica Portuguesa 
Victor Costa Martins 
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Denkschrift zu den Übereinkommen 

I. Allgemeines 

Das Übereinkommen vom 19. Juni 1990 versteht sich als 
Vorläufer und Modell für Regelungen, die auch im Rahmen 
der zwölf Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten erreicht werden sollen, ln Artikel 140 Absatz 1 Ist 
ausdrücklich bestimmt, daß jeder Mitgliedstaat der Euro- 
päischen Gemeinschaft diesem Übereinkommen beitreten 
kann. Der Beitritt wird in einem Übereinkommen zwischen 
dem Staat und den Vertragsparteien geregelt. 

Nach Einschätzung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften kann das Übereinkommen wesentlich 
dazu beitragen, die zum Abbau der Grenzkontrollen not- 
wendigen Arbeiten der Mitglieder der Europäischen 
Gemeinschaften zu erleichtern und voranzubringen. Auch 
die Schengener Vertragsparteien sehen in dem Überein- 
kommen einen wichtigen Schritt auf dem Weg zur Verwirk- 
lichung eines Raums ohne Binnengrenzen und nehmen es 
als Ausgangs- und Bezugspunkt für ihre weiteren Tätigkei- 
ten Im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften. 

Das Übereinkommen über den Beitritt der Italienischen 
Republik ist am 27. November 1990, die Übereinkommen 
über den Beitritt des Königreichs Spanien und der Portu- 
giesischen Republik sind am 25. Juni 1991 unterzeichnet 
worden. 


li. Zu den einzelnen Vorschriften 

Kernstück der Übereinkommen sind die Artikel 1, in 
denen die Italienische Republik, das Königreich Spanien 
und die Portugiesische Republik erklären, daß sie durch 
diese Übereinkommen dem Übereinkommen vom 19. Juni 
1990 beitreten. 

In Artikel 2 werden zum einen die Beamten bezeichnet, 
die zu einer grenzüberschreitenden Observation befugt 
sind, zum anderen die Behörde, die das Ersuchen um 
grenzüberschreitende Observation bewilligen kann oder 
entgegenzunehmen hat bzw. der die Observation in Eil- 
fällen mitzuteilen ist. Die Vertragsparteien des Überein- 
kommens vom 19. Juni 1990 haben diese Bezeichnung in 
Artikel 40 Abs. 4 und 5 vorgenommen. 

Artikel 3 enthält eine Bestimmung derjenigen Beamten, 
die zu einer grenzüberschi;eltenden Nacheile befugt sind 
(vgl. Artikel 41 Abs. 7 des Übereinkommens vom 19. Juni 
1990) und bestimmt ferner, daß bei der Unterzeichnung 
der Beitrittsübereinkommen die Erklärungen über die 
Modalitäten der Nacheile (mit oder ohne Festhalterecht, 
mit oder ohne räumliche oder zeitliche Begrenzung) abzu- 
geben waren. 


Artikel 4 bezeichnet das Ministerium, an das bei Benut- 
zung des justizministerieilen Geschäftsweges (Artikel 65 
Abs. 2 des Übereinkommens vom 19. Juni 1990) Ausliefe- 
rungs- und Durchbeförderungsersuchen zu richten sind. 

DieArtikel5und6 des Übereinkommens mit der Portu- 
giesischen Republik, nach denen Portugal die Bewilligung 
einer Auslieferung bzw. die Erledigung eines Rechtshilfe- 
ersuchens nicht mit der Begründung ablehnen wird, dem 
Ersuchen liege eine strafbare Handlung zugrunde, die mit 
lebenslanger Freiheitsstrafe oder Maßregel der Sicherung 
und Besserung bedroht ist, sind in Hinblick auf die anders 
lautende Erklärung Portugals anläßlich des Beitritts zum 
Europäischen Auslieferungsübereinkommen (BGBl. 1991 11 
S. 645) von besonderer Bedeutung. 


Schlußakte 

Zu den Beitrittsübereinkommen der Italienischen Republik, 
des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Repu- 
blik gehört auch jeweils eine Schlußakte. Darin erklären 
die beitretenden Staaten, daß sie sich die Schlußakte, das 
Protokoll und die gemeinsame Erklärung der Minister und 
Staatssekretäre, die bei der Unterzeichnung des Überein- 
kommens vom 19. Juni 1990 unterzeichnet wurden, zu 
eigen machen und sich den darin enthaltenen gemein- 
samen Erklärungen anschließen und die darin enthaltenen 
einseitigen Erklärungen entgegennehmen. Weiterhin wer- 
den darin von den Vertragsparteien Erklärungen zu Arti- 
kel 5 bzw. 7 der Beitrittsübereinkommen, sowie zu Artikel 9 
Absatz 2 des Übereinkommens vom 19. Juni 1990 und 
zum Datenschutz angenommen. Die Erklärungen der Mini- 
ster und Staatssekretäre der Italienischen Republik, des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik zu 
besonderen regelungsbedürftigen Materien werden ent- 
gegengenommen. 


Erklärung der Minister und Staatssekretäre 

Anläßlich der Unterzeichnung der Übereinkommen über 
den Beitritt der Italienischen Republik, des Königreichs 
Spanien und der Portugiesischen Republik haben die Mini- 
ster und Staatssekretäre politisch wirkende Erklärungen 
abgegeben, in denen die Unterzeichnung der Beitritts- 
Übereinkommen bestätigt wird und erklärt wird, daß zur 
Kenntnis genommen wurde, daß Vertreter der Regierun- 
gen der beigetretenen Staaten erklärt haben, sich dem 
Übereinkommen vom 19. Juni 1990 anzuschließen. Diese 
Erklärungen sind in der Anlage zur Denkschrift ab- 
gedruckt. 
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Erklärung der Minister und Staatssekretäre 
Declaration des Ministres et Secretaires d’Etat 
Dichiarazione dei Ministri e Segretari di Stato 


Am siebenundzwanzigsten November 
neunzehnhundertneunzig haben die Vertre- 
ter der Regierungen des Königreichs Bel- 
gien, der Bundesrepublik Deutschland, der 
Französischen Republik, der Italienischen 
Republik, des Großherzogtums Luxemburg 
und des Königreichs der Niederlande In 
Paris das Übereinkommen über den Beitritt 
der Italienischen Republik zu dem am 
19, Juni 1990 in Schengen Unterzeichneten 
Übereinkommen zur Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen vom 
14. Juni 1985 zwischen den Regierungen 
der Staaten der Benelux-WIrtschaftsunion, 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Französischen Republik betreffend den 
schrittweisen Abbau der Kontrollen an den 
gemeinsamen Grenzen unterzeichnet. 

Sie haben zur Kenntnis genommen, daß 
der Vertreter der Regierung der Italieni- 
schen Republik erklärt hat, sich der am 
19. Juni 1 990 durch die Minister und Staats- 
sekretäre, Vertreter der Regierungen des 
Königreichs Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland, der Französischen Republik, 
des Großherzogtums Luxemburg und des 
Königreichs der Niederlande abgegebenen 
Erklärung und dem zum selben Zeitpunkt 
aus Anlaß der Unterzeichnung des Über- 
einkommens zur Durchführung des Über- 
einkommens von Schengen bestätigten 
Beschluß anzuschließen. 


Le vingt-sept novembre mil neuf cent 
quatre-vingt-dix, des repräsentants des 
Gouvernements du Royaume de Belgique, 
de la Röpublique föderale d’Allemagne, de 
la Republique frangaise, de la Röpublique 
italienne, du Grand-Duchö de Luxembourg 
et du Royaume des Pays-Bas ont signö ä 
Paris TAccord d’adhäsion de la Republique 
italienne ä la Convention d'application de 
l’Accord de Schengen du 14 juln 1985 entre 
les Gouvernements des Etats de 1’ Union 
economique Benelux, de la Räpublique fä- 
därale d’Allemagne et de la Röpublique 
frangaise relatif ä la suppression graduelle 
des contröles aux frontiäres communes, 
signäe ä Schengen le 19 juin 1990. 


Hs ont pris acte de ce que le representant 
du Gouvernement de la Republique ita- 
lienne a döclarä s’associer ä la däciaration 
faite ä Schengen le 19 juin 1990 par les 
Ministres et Secretaires d’Etat reprösentant 
les Gouvernements du Royaume de Belgi- 
que, de la Röpublique föderale d’Alle- 
magne, de la Röpublique frangaise, du 
Grand-Duchö de Luxembourg et du 
Royaume des Pays-Bas et ä la decision 
confirmee ä la möme date ä l’occasion de la 
signature de la Convention d’application de 
l’Accord de Schengen. 


II ventisette novembre millenovecento- 
novanta, rappresentanti dei Governi del 
Regno del Belgio, della Repubblica föderale 
di Germania, della Repubblica francese, del 
Granducato di Lussemburgo e del Regno 
dei Paesi Bassi hanno firmato a Parigi l’Ac- 
cordo di adesione della Repubblica italiana 
alla Convenzione di applicazione dell’Ao 
cordo di Schengen dei 14 giugno 1985 tra i 
Governi degli Stati dell’Unione economica 
Benelux, della Repubblica federale di Ger- 
mania e della Repubblica francese relative 
all’eliminazione graduale dei controlli alle 
frontiere comuni, firmata a Schengen ii 
19 giugno 1990. 


Essi hanno preso atto che il rappresen- 
tante del Governo della Repubblica italiana 
ha dichiarato associarsi alla dichiarazione 
fatta a Schengen il 19 giugno 1990 dai 
Ministri e Segretari di Stato rappresentanti i 
Governi dei Regno del Belgio, della Repub- 
blica federale di Germania, della Repub- 
blica francese, del Granducato di Lussem- 
burgo e del Regno dei Paesi Bassi ed alla 
decisione confermata alla stessa data in 
occasione della firma della Convenzione 
d 'applicazione dell’Accordo di Schengen. 
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Erklärung der Minister und Staatssekretäre 
Däciaration des Ministres et Secrätaires d'Etat 
Declaraciön de los Ministros y Secretarios de Estado 


Am fünfundzwanzigsten Juni neunzehn- 
hunderteinundneunzig haben die Vertreter 
der Regierungen des Königreichs Belgien, 
der Bundesrepublik Deutschland, des 
Königreichs Spanien, der Französischen 
Republik, der Italienischen Republik, des 
Großherzogtums Luxerhburg und des 
Königreichs der Niederlande in Bonn das 
Übereinkommen über den Beitritt des 
Königreichs Spanien zu dem am 1 9. Juni 
1990 in Schengen Unterzeichneten Über- 
einkommen zur Durchführung des Überein- 
kommens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der 
Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen 
Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen, dem die Italienische Republik mit 
dem am 27. November 1990 In Paris Unter- 
zeichneten Übereinkommen beigetreten ist, 
unterzeichnet. 

Sie haben zur Kenntnis genommen, daß 
der Vertreter der Regierung des König- 
reichs Spanien erklärt hat, sich der am 
1 9. Juni 1 990 durch die Minister und Staats- 
sekretäre, Vertreter der Regierungen des 
Königreichs Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland, der Französischen Republik, 
des Großherzogtums Luxemburg und des 
Königreichs der Niederlande abgegebenen 
Erklärung und dem zum selben Zeitpunkt 
aus Anlaß der Unterzeichnung des Über- 
einkommens zur Durchführung des Über- 
einkommens von Schengen bestätigten 
Beschluß, denen die Regierung der Italie- 
nischen Republik beigetreten ist, anzu- 
schließen. 


Le vingt-cinq juin mil neuf Cent quatre- 
vingt-onze, les reprösentants des Gouver- 
nements du Royaume de Belgique, de la 
Röpublique föderale d’Allemagne, du 
Royaume d’Espagne, de la Röpublique 
frangalse, de la Röpublique italienne, du 
Grand-Duchö de Luxembourg et du 
Royaume des Pays-Bas ont signö ä Bonn 
l’Accord d’adhösion du Royaume d’Es- 
pagne ä la Convention d’application de l'Ac- 
cord de Schengen du 14 juin 1985 entre les 
Gouvernements des Etats de l’Union 6co- 
nomique Benelux, de la Republique föde- 
rale d’Allemagne et de la Röpublique fran- 
gaise relatif ä la suppresslon graduelle des 
contröles aux frontieres communes, signöe 
ä Schengen le 19 juin 1990, ä laquelle a 
adhörö la Röpubllque italienne par l’Accord 
signö ä Paris le 27 novembre 1990. 


Ils ont pris acte de ce que le representant 
du Gouvernement du Royaume d’Espagne 
a declarö s’associer ä la döclaration faite ä 
Schengen le 19 juin 1990 par les Ministres 
et Secretaires d’Etat reprösentant les Gou- 
vernements du Royaume de Belgique, de la 
Republique föderale d’Allemagne, de la Re- 
publique frangaise, du Grand-Duchö de 
Luxembourg et du Royaume des Pays-Bas 
et ä la decision confirmee ä la meme date ä 
l’occasion de la signature de la Convention 
d’application de l’Accord de Schengen, de- 
claration et döcision auxquelles s’est asso- 
ciö le Gouvernement de la Republique ita- 
lienne. 


Et velnticinco de Junio de mil novecientos 
noventa y uno, los representantes de los 
Gobiernos del Reino de Betgica, de la Re- 
püblica Federal de Alemania, del Reino de 
Espana, de la Repüblica Francesa, de la 
Repüblica Itatiana, del Gran Ducado de 
Luxemburgo y del Reino de los Paises Ba- 
jos, han firmado en Bonn e! Acuerdo de 
Adhesiön del Reino de Espafia al Convenio 
de Aplicaciön del Acuerdo de Schengen de 
14 de Junio de 1985 entre los Gobiernos de 
los Estados de la Uniön Econömica Bene- 
lux, de la Repüblica Federal de Alemania y 
de la Repüblica Francesa, relative a la su- 
presiön gradual de los controles en las fron- 
teras comunes, firmado en Schengen e! 19 
de Junio de 1990, al cual se adhiriö la 
Repüblica Italiana por el Acuerdo firmado 
en Paris el 27 de Noviembre de 1 990. 


^ Han tomado nota de que et representante 
del Gobierno del Reino de Espana ha de- 
clarado que se suma a la Declaraciön 
hecha en Schengen el 19 de Junio de 1990 
por los Ministros y Secretarios de Estado 
que representan a los Gobiernos del Reino 
de Belgica, de la Repüblica Federal de Ale- 
mania, de la Repüblica Francesa, del Gran 
Ducado de Luxemburgo y del Reino de los 
Paises Bajos, y a la decision en la misma 
fecha con ocasiön de la firma del Convenio 
de Aplicaciön del Acuerdo de Schengen, 
declaraciön y decision a las que se adhiriö 
el Gobierno de la Repüblica Italiana 
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Erklärung der Minister und Staatssekretäre 
Däciaration des Ministres et Secretaires d’Etat 
Declaragäo dos Ministros e Secretärios de Estado 


Am fünfundzwanzigsten Juni neunzehn- 
hunderteinundneunzig haben die Vertreter 
der Regierungen des Königreichs Belgien, 
der Bundesrepublik Deutschland, der Fran- 
zösischen Republik, der Italienischen Repu- 
blik, des Großherzogtums Luxemburg, des 
Königreichs der Niederlande und der Portu- 
giesischen Republik In Bonn das Überein- 
kommen über den Beitritt der Portugiesi- 
schen Republik zu dem am 19. Juni 1990 in 
Schengen Unterzeichneten Übereinkom- 
men zur Durchführung des Übereinkom- 
mens von Schengen vom 14. Juni 1985 
zwischen den Regierungen der Staaten der 
Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen 
Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen, dem die Italienische Republik mit 
dem am 27. November 1990 in Paris Unter- 
zeichneten Übereinkommen beigetreten ist, 
unterzeichnet. 

Sie haben zur Kenntnis genommen, daß 
der Vertreter der Regierung der Portugiesi- 
schen Republik erklärt hat, sich der am 
19. Juni 1 990 durch die Minister und Staats- 
sekretäre, Vertreter der Regierungen des 
Königreichs Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland, der Französischen Republik, 
des Großherzogtums Luxemburg und des 
Königreichs der Niederlande abgegebenen 
Erklärung und dem zum selben Zeitpunkt 
aus Anlaß der Unterzeichnung des Überein- 
kommens zur Durchführung des Überein- 
kommens von Schengen bestätigten 
Beschluß, denen die Regierung der Italie- 
nischen Republik beigetreten ist, anzu- 
schließen. 


Le vingt-cinq juln mil neuf cent quatre- 
vingt-onze, les reprösentants des Gouver- 
nements du Royaume de Belgique, de la 
Röpublique föderale d’Allemagne, de la Re- 
publique frangaise, de la Röpublique ita- 
lienne, du Grand-Duchö de Luxembourg, du 
Royaume des Pays-Bas et de la Röpubli- 
que portugaise ont signö ä Bonn l’Accord 
d’adhösion de la Republique portugaise ä la 
Convention d’application de l’Accord de 
Schengen du 14 juin 1985 entre les Gouver- 
nements des Etats de l’Union öconomique 
Benelux, de la Republique föderale d’Alle- 
magne et de la Republique frangaise relatif 
ä la Suppression graduelle des contröles 
aux frontieres communes, signöe ä Schen- 
gen le 19 juin 1990, ä laquelle a adhöre la 
Republique italienne par l’Accord signe ä 
Paris le 27 novembre 1990. 


Ils ont pris acte de ce que le reprösentant 
du Gouvernement de la Republique portu- 
gaise a döclare s’associer ä la döclaration 
falte ä Schengen le 19 juin 1990 par les 
Ministres et Secrötaires d’Etat representant 
les Gouvernements du Royaume de Belgi- 
que, de la Röpublique föderale d’Alle- 
magne, de la Republique frangaise, du 
Grand-Duchö de Luxembourg et du 
Royaume des Pays-Bas et ä la döcislon 
confirmöe ä la möme date ä l’occasion de la 
signature de la Convention d’application de 
l’Accord de Schengen, döclaration et deci- 
sion auxquelles s’est associö le Gouverne- 
ment de la Röpublique italienne. 


Aos Vinte e cinco de Junho de mil nove- 
centos e noventa e um, os representantes 
dos Governos do Reino da Belgica, da Re- 
püblica Federal da Alemanha, da Repüblica 
Francesa, da Repüblica Italiana, do Gräo- 
Ducado do Luxemburgo, do Reino dos Pai- 
ses Baixos e da Repüblica Portuguesa assi- 
naram em Bona o Acordo de Adesäo da 
Repüblica Portuguesa ä Convengäo de 
Aplicagäo do Acordo de Schengen de 14 de 
Junho de 1985 entre os Governos dos Esta- 
dos da Uniäo Econömica Benelux, da Re- 
püblica Federal da Alemanha e da Repübli- 
ca Francesa relative ä supressäo gradual 
dos controlos nas fronteiras comuns, assi- 
nada em Schengen a 19 de Junho de 1990, 
ä quäl aderiu a Repüblica Italiana pelo 
Acordo assinado em Paris a 27 de Novem- 
bro de 1990. 


Tomaram nota que o representante do 
Governo da Repüblica Portuguesa declarou 
associar-se ä declaragäo feita em Schen- 
gen a 19 de Junho de 1990 pelos Ministros 
e Secretärios de Estado em representagäo 
dos Governos do Reino da Belgica, da Re- 
püblica Federal da Alemanha, da Repüblica 
Francesa, do Gräo-Ducado do Luxemburgo 
e do Reino dos Paises Baixos e ä decisäo 
confirmada nessa mesma data aquando da 
assinatura da Convengäo de Aplicagäo do 
Acordo de Schengen, declaragäo e decisäo 
äs quais se associou o Governo da Repübli- 
ca Italiana. 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 646. Sitzung am 25. Septem- 
ber 1 992 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu 
nehmen: 

1 . Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen:“. 

Begründung 

Die Zustimmung des Bundesrates ist gemäß Artikel 84 
Abs. 1 GG erforderlich, weil durch Artikel 6, 7, 22, 23, 


25 Abs. 1 , Artikel 37, 38, 39 ff. (polizeiliche Zusammen- 
arbeit, soweit die Polizei der Länder betroffen ist), 
Artikel 48 ff. (Rechtshilfe in Strafsachen, soweit sie von 
den Behörden der Länder vollzogen wird - vgl. insbe- 
sondere Artikel 53 Abs. 4), Artikel 57 (Auskünfte im 
Rahmen der Vorschriften über das Verbot der Doppel- 
bestrafung), Artikel 59 ff. (Auslieferung, soweit die Vor- 
schriften von Landesbehörden vollzogen werden - vgl. 
insbesondere Artikel 65 Abs. 2), Artikel 70 (Mitarbeit 
von Vertretern von Landesbehörden in der Arbeits- 
gruppe Betäubungsmittel) und Artikel 77 ff. (Vollzug 
des Waffenrechts) des Schengener Übereinkommens 
vom 19. Juni 1990 das Ven/valtungsverfahren von Lan- 
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desbehörden geregelt und diese Regelung nunmehr 
erweitert wird. 


2. Zum Gesetzentwurf allgemein 

a) Nach Auffassung des Bundesrates ist eine Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes für die Überein- 
kommen und damit für den Gesetzentwurf teilweise 
nicht gegeben, da das Übereinkommen vom 
19. Juni 1990, dessen Geltungsbereich ausgedehnt 
wird, zum Teil Gegenstände regelt, für die aus- 
schließlich die Länder zuständig sind. Unter Bezug- 
nahme auf die Lindauer Vereinbarung, in der sich 
die Bundesregierung und die Landesregierung über 
die Beteiligung der Länder beim Abschluß völker- 
rechtlicher Verträge des Bundes geeinigt haben, 
stellt der Bundesrat fest, daß die Ratifizierung des 
Übereinkommens erst dann vorgenommen werden 
kann, wenn sämtliche Länder ihr Einverständnis mit 
dem Übereinkommen erklärt haben. 

b) Der Bundesrat nimmt Bezug auf seinen Beschluß 
vom 3. April 1992 zum Entwurf eines Gesetzes zu 
dem Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 
1990 betreffend den schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsamen Binnengrenzen 
(Drucksache 121/92). 

Er unterstützt die Beitritte Italiens, Spaniens sowie 
Portugals zum Schengener Übereinkommen vom 
19. Juni 1990 als weiteren wichtigen Schritt, die 
vollständige Freizügigkeit für Personen im gesam- 


ten Gebiet der Europäischen Gemeinschaft zu 
schaffen. 

Zugleich erwartet der Bundesrat, daß die Verhand- 
lungen über den Beitritt Griechenlands noch in die- 
sem Jahr abgeschlossen werden können. 

Er würde es begrüßen, wenn bald auch die übrigen 
EG-Mitgliedstaaten dem Übereinkommen beitreten 
würden. 

c) Mit dem Beitritt weiterer EG-Staaten zum Schenge- 
ner Übereinkommen vom 19. Juni 1990 erinnert der 
Bundesrat an seine Auffassung, diesen Bereich, der 
zunächst intergouvernemental geregelt werden 
mußte, baldmöglichst in den Gemeinschaftsrahmen 
zu überführen. Nur auf diese Weise kann die not- 
wendige demokratische Kontrolle durch das Euro- 
päische Parlament gewährleistet werden. 

d) Die Bundesregierung wird gebeten, bei den dem 
Schengener Übereinkommen beigetretenen Staa- 
ten Italien, Spanien und Portugal mit Nachdruck auf 
eine beschleunigte Bearbeitung von Auslieferungs- 
begehren, die im Rahmen des Schengener Durch- 
führungsübereinkommens gestellt werden, hinzu- 
wirken. Dabei ist insbesondere darauf hinzuweisen, 
daß Regelbearbeitungszeiten von 8 bis 14 Monaten 
in diesen Staaten die Wirksamkeit des Schengener 
Informationssystems zu einem erheblichen Teil in 
Frage stellen. Von den für die Innere Sicherheit in 
der Bundesrepublik Deutschland zuständigen Län- 
dern kann nicht hingenommen werden, daß es nicht 
zu dem erhofften Sicherheitsgewinn kommt. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Nummer 1 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, daß das 
Gesetz der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Die Bei- 
tritts-Übereinkommen enthalten selbst keine Regelung des 
Verwaltungsverfahrens der Länder im Sinne des Arti- 
kels 84 Abs. 1 GG; sie führen lediglich zu einer Erweite- 
rung des Geltungsbereichs der im Schengener Überein- 
kommen von 1 990 enthaltenen Verfahrensregelungen auf 
die beitretenden Staaten. Dieser Sachverhalt stellt keinen 
- eine Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes auslösen- 
den - „erneuten Einbruch in die Verwaltungszuständigkeit 
der Länder" dar (BVerfGE 75. 108, 153). 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

Die Bundesregierung erklärt, daß sie entsprechend der 
Lindauer Absprache verfahren wird. 


Zu Buchstabe b 

Die Bundesregierung stimmt der Auffassung des Bundes- 
rates zu. Sie teilt mit, daß die Verhandlungen über den 
Beitritt Griechenlands abgeschlossen sind und das Über- 
einkommen über den Beitritt der Griechischen Republik zu 
dem Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 am 
6. November 1 992 in Madrid unterzeichnet wurde. 

Zu Buchstabe c 

Die Bundesregierung teilt mit, daß dieser Bereich zunächst 
intergouvernemental geregelt werden mußte und bedau- 
ert, daß eine stärkere von ihr angestrebte Beteiligung des 
Europäischen Parlaments nicht erreicht werden konnte. 

Zu Buchstabe d 

Die Bundesregierung nimmt die Bitte des Bundesrates zur 
Kenntnis. Sie wird ihre Bemühungen fortsetzen, auf eine 
Beschleunigung des Auslieferungsverkehrs im Verhältnis 
zu den angesprochenen Staaten hinzuwirken. 
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